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eDitorial 

entgeltgleichheitsgesetz 
wird Menschen enttäuschen
Die Politik tut es schon wieder. Sie gibt vor, Probleme 
zu lösen, die sich mit den geplanten Maßnahmen über-
haupt nicht lösen lassen. Dieses Mal geht es um das 
Th ema Lohngerechtigkeit. Laut Statistischem Bundes-
amt gibt es bei den Durchschnittsgehältern von Män-
nern und Frauen eine Lohnlücke von 21 Prozent. Die 
Große Koalition will jetzt eine Gerechtigkeitsoff ensive 
starten und Unternehmen ab 200 Mitarbeitern dazu 
verpfl ichten, einen individuellen Rechtsanspruch von 
Arbeitnehmern auf Informationen über ungerechte Be-
zahlung einzuführen. Unternehmen mit mehr als 500 
Beschäft igten sollen zudem regelmäßig ein Verfahren 
zur Herstellung von Lohngleichheit entwickeln und da-
rüber berichten. 

Wer sich die oben genannten Daten einmal genauer 
anschaut, wird schnell erkennen, dass es hier weniger 
um fehlende Transparenz oder gar bösen Willen von 
Arbeitgebern geht, sondern dass Lohnunterschiede zu-
meist mit persönlichen Entscheidungen zusammen-
hängen. Frauen sind häufi ger in Branchen anzutreff en, 
in denen durchschnittlich weniger verdient wird. Ihr 
Interesse an technisch-mathematischen Fächern, die 
letztlich zu gut bezahlten Jobs führen, ist leider noch 
immer gering. Dies wäre aber einer der Hebel, um 
sich der Lohnlücke sachgerecht zu nähern. Stattdessen 
greift  die Politik zu Maßnahmen, die viele Frauen hof-
fen lässt, dann aber enttäuschen wird. 

Die Politik droht erneut zum Irrläufer zu werden, so 
wie zuvor schon bei der Rente mit 63. Damals wollte 
die Politik für die Berufsgruppen etwas tun, die auf-
grund körperlicher Arbeit das reguläre Rentenalter oft  
nicht erreichen. Das Vorzeigebeispiel war der Dach-
decker. Als Lösung schlug die Politik die Rente mit 63 
vor, also eine abschlagsfreie Rente für alle Beschäft igten 
ab 63, die mindestens 45 Jahre Beiträge gezahlt haben. 
Ich habe bei der Deutschen Rentenversicherung nach-
gefragt: Es ist bislang kein Fall von einem Dachdecker 
bekannt, der von dieser Neuregelung profi tiert; dafür 
aber Zehntausende gut verdienende Facharbeiter aus 
Großkonzernen oder dem öff entlichen Dienst. Die 
Politik hat schlicht nicht berücksichtigt, dass der vielzi-

wird Menschen enttäuschen
tierte Dachdecker es oft  nicht einmal 
bis zur 63 schafft  , sondern 
schon viel früher, 
häufi g noch vor 60, 
in die Erwerbs-
minderungsren-
te geht. Genau 
hier hätte eine 
zielorientierte 
Politik anset-
zen müssen.

Ein weiteres Beispiel für eine solche Irrläufer-Politik 
stellt die E-Auto-Kaufprämie dar. Die Politik hat sich 
das Ziel gesetzt, bis 2020 eine Million Elektroautos auf 
Deutschlands Straßen zu bringen. Doch die Konsumen-
ten und Produzenten verhielten sich nicht ganz so wie 
erwünscht. Die Verkaufszahlen bewegten sich eher in 
den Tausenden als in den Hunderttausenden – und die 
Politik sah sich genötigt zu handeln. Aber das tat sie 
dann entgegen allem Expertenrat: Sie führte eine Kauf-
prämie ein, wonach jeder, der ein Elektroauto kauft , 
vom Staat 2.000 Euro dazu bekommt. Der Hersteller 
sollte seinerseits 2.000 Euro dazu tun. Doch am Ende 
sparte ein Teil der Hersteller diesen Betrag bei den Ra-
batten ein, der Vorteil der Prämie wurde also durch hö-
here Autopreise kompensiert. Die Kaufprämie wurde 
zum Flop: Bislang wurden nur wenige Tausend Antrag-
steller gezählt.

Jetzt droht mit dem Entgeltgleichheitsgesetz ein weite-
rer teurer Irrtum, der obendrein die Politikverdrossen-
heit anheizen wird. Jetzt heißt es leider wieder einmal 
Schlimmeres zu verhindern. Zudem ist es an der MIT, 
immer wieder auf das hinzuweisen, was langfristig trägt 
und unsere Gesellschaft  stabilisiert, wie zum Beispiel 
unser Steuerkonzept.

Herzlichst

Ihr Carsten Linnemann
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Von Hugo Müller-Vogg

Er wird fehlen: Bei der Bundes-
tagswahl 2017 kandidiert  Wolf-
gang Bosbach im nächsten Jahr 
nicht mehr für den Bundestag. Die 
CDU verliert damit einen ihrer be-
kanntesten Politiker: ein Konser-
vativer mit klaren Vorstellungen 
von Rechtsstaatlichkeit, ein lei-
denschaftlicher Patriot, ein Mann, 
der weder bei der Eurorettung noch 
in der Flüchtlingskrise den Konflikt 
mit der Kanzlerin scheute. 

Über seine bisherigen 22 Jahre als Innen- 
und Rechtspolitiker habe ich mit Bos-
bach mehrere lange Interviews geführt. 
Hier seine Kernaussagen zum Verhältnis 
zu seiner eigenen Partei.

Zur Begründung seines Rückzugs: 
„Es gibt nicht nur einen Grund, son-
dern ein ganzes Bündel von Gründen. 
Zum einen möchte ich wirklich nicht 
auf Dauer die Kuh sein, die quer im Stall 
steht, und als Quertreiber gelten. Unbe-
greifl ich sind für mich auch Vorwürfe, 
meine Haltung in bestimmten Sachfra-
gen entspringe einer Profi lierungssucht 
oder wäre das Ergebnis unerfüllter Kar-
rierewünsche. Bei solchen Vorwürfen 
hört für mich der Spaß auf. Da ist das 
Maß des Erträglichen überschritten.“

Zur Diskussionskultur in der CDU: 
„Allein der Wunsch, dass in der Union 
über strittige Th emen lebendig diskutiert 
wird, gilt heutzutage schon als Angriff  
auf die eigene Parteivorsitzende und die 
Bundeskanzlerin. (…) Eigentlich ist die 
Lage aus meiner Sicht geradezu paradox: 
In keiner einzigen politischen Frage ver-

„ich kann in wichtigen Punkten 
meiner CDU nicht mehr folgen“ 
Wie Wolfgang Bosbach seinen Rückzug aus der 
Politik begründet

trete ich eine Position, die früher nicht 
auch einmal die Position meiner Partei 
war. Wohlgemerkt: war. Wer mir vorwer-
fen will, dass ich nicht schnell genug in 
der Lage bin, meine politischen Positio-
nen zu wechseln, der mag das tun. Dieser 
Vorwurf wäre sogar gerechtfertigt. Mit 
diesem Vorwurf könnte ich allerdings 
sehr gut leben.“

Bosbach über seine Entfremdung 
von der CDU:
„Die begann schon am Abend der letz-
ten Bundestagswahl. Das Wahlergebnis 
war für die Union doch nur auf den ers-
ten Blick großartig. Daher habe ich mich 
über den grenzenlosen Jubel im Konrad-
Adenauer-Haus mehr als nur gewundert. 
Hatte denn dort niemand bemerkt, dass 
wir unser wichtigstes Wahlziel – Fort-
setzung der schwarz-gelben Koalition – 
glatt verfehlt hatten? Nicht nur das: Unser 
Koalitionspartner FDP war aus dem Par-
lament herausgefl ogen, und es gab im 
Bundestag plötzlich eine linke parlamen-
tarische Mehrheit – auch wenn die Union 
mit Abstand stärkste parlamentarische 
Kraft  war. Das war in der vorangegange-
nen Wahlperiode ganz anders. Über eine 
linke parlamentarische Mehrheit konnte 
ich mich noch nie freuen.“ 

Über den Modernisierungskurs der 
Merkel/Tauber-Union:
„Die CDU hat deutlich gemacht, dass 
sie dringend einen sogenannten Moder-
nisierungsschub braucht. Da gehören 
Politiker wie ich eher zu den Auslauf-
modellen. Bereits vor zwei Jahren hat 
Generalsekretär Tauber verkündet, dass 
die CDU »jünger, bunter, weiblicher« 
werden soll. So richtig passt das ja wirk-
lich nicht zu mir. Ich werde ständig älter, 

BUChVorstellUNG6 
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nicht jünger. Frau werde ich auch nicht 
mehr, und angesichts meines Geburts-
ortes Bergisch Gladbach wird man selbst 
im fernen Berlin nicht behaupten, dass 
ich einen Migrationshintergrund habe.“

Über die »Sozialdemokratisierung« 
der Union:
„Nach dem Verlauf der Koalitionsver-
handlungen war klar, die SPD bekommt 
den gesetzlichen Mindestlohn, die Rente 
mit 63 und die Mietpreisbremse. Dafür 
gab es auf Wunsch der Union keine 
Steuererhöhungen und eine Verbesse-
rung bei der Anerkennung von Erzie-
hungszeiten im Rentenrecht. Das konnte 
ich ja noch nachvollziehen. Aber dann 
wurden in einem atemberaubenden 
Tempo 1.600 neue Stellen geschaff en, 
um die Einhaltung des Mindestlohnge-
setzes durch die Arbeitgeber zu kontrol-
lieren. Man unterstellte den Arbeitgebern 
sofort, sie würden alle möglichen, auch 
rechtlich fragwürdigen Anstrengungen 
unternehmen, um den Mindestlohn zu 
unterlaufen. Warum hat von der CDU 
niemand gesagt: Ihr könnt doch nicht 
alle Arbeitgeber in der Bundesrepublik 
unter Generalverdacht stellen? Bei kriti-
schen Anmerkungen heißt es doch sonst 
immer sofort: Kein Generalverdacht! Bei 
Arbeitgebern ist das off enbar anders.“ 

Wolfgang Bosbach: „Endspurt. Wie Politik tat-
sächlich  ist und wie sie sein sollte. Ein Ge-
spräch mit Hugo Müller-Vogg.“ Quadriga-Ver-
lag, 24 Euro, ISBN: 978-3-86995-092-1. 

Wolfgang Bosbach: „Endspurt. Wie Politik tat-
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Von Günter F. Kohl

Nach der Beilegung des Atomkonflikts 
mit Iran eröffnen sich für die deut-
sche Wirtschaft große Chancen, denn 
es herrscht Aufbruchstimmung in dem 
Land, das fast fünfmal so groß ist wie 
die Bundesrepublik und etwa genau-
so viele Einwohner hat. Gemessen an 
den Erdöl- und Erdgasreserven, nimmt 
Iran den zweiten Platz in der Welt ein – 
Schätze, die gehoben sein wollen. Aber 
dazu benötigt das Land nach dreieinhalb 
Jahrzehnten voller Kriege, Konflikte und 
Wirtschaftsblockaden Hilfe, Kapitalhilfe. 
Willige Helfer gibt es viele, zurzeit sind 
die Chinesen als Handelspartner ganz 
weit vorne, aber die Iraner mögen sie 
ebenso wenig wie die Amerikaner. Ihr 
Wunschpartner ist Deutschland. Der Vi-
ze-Wirtschaftsminister Khazaei brachte 
es bei einem Treffen in Teheran auf den 
Punkt: „Der erste Wirtschaftsminister, 
der nach dem 2. Weltkrieg Iran besuch-
te, war Ludwig Erhard, daran wollen wir 

Vorsichtige Annäherung
Neue Chancen 
für deutsche Wirtschaft

Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel in schwieriger Wirtschaftsmission in Iran: Spagat zwischen 
Menschenrechten und Wirtschaftsinteressen

anknüpfen.“ Und die deutsche Gesand-
te Schuegraf ergänzt: „Es gibt kaum ein 
anderes Land auf der Welt, dessen Be-
völkerung uns Deutschen so viel Sympa-
thien entgegenbringt wie Iran.“

Vor den Turbulenzen aus Umsturz, Krieg 
und Embargo war Deutschland der größte 
Handelspartner des Landes, derzeit stehen 
wir auf Platz fünf – mit steigender Tendenz. 
Michael Tockuss, Chef der Deutsch-Irani-
schen Handelskammer: „Wir erleben einen 
Tsunami an Anfragen von Unternehmen, Be-
suchen von Delegationen, mittlerweile waren 
auch fast alle deutschen Bundesländer hier, 
aber die anfängliche Euphorie ist der Ernüch-
terung gewichen.“ Es wird wohl doch noch 
einige Zeit dauern, bis Deutsche und Perser 
miteinander ins große Geschäft kommen. 
Daran ändern auch 50 von Siemens verkaufte 
Lokomotiven und 17 von Airbus zu liefernde 
Flugzeuge nichts. Aber im Hintergrund lau-
ern jene 1.000 Milliarden Dollar, auf die Ex-
perten den aktuellen Investitionsbedarf Irans 
in den kommenden fünf Jahren schätzen. 

Verbindendes und Trennendes
Die Finanzmittel sind in Form von Erd-
gas und Erdöl ebenso vorhanden wie die 
Bereitschaft der Iraner, diese Geschäfte zu 
machen, vor allem im Bereich der Anla-
geinvestitionen, des Maschinenbaus, der 
Förderindustrie und besonders der Infra-
struktur. Händeringend werden Direkt-
investitionen und Joint Ventures gesucht. 
Aber die Hürden sind für westliche Länder 
noch hoch.

Da sind zum einen die Menschenrechts-
verstöße, die Iran vorgeworfen werden, 
zum anderen die unrühmliche Rolle des 
Landes im Syrien-Konflikt und ausdrück-
lich die Nichtanerkennung des Existenz-
rechts Israels. „Wir müssen den Dialog 
über wirtschaftliche Beziehungen führen, 
aber stets auch einen moralischen über 
Menschenrechte, Abrüstung und solche 
Themen. Wir müssen über das Verbin-
dende und Trennende sprechen“, definiert 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabri-
el diesen Spagat. Und weiter: „Was der Iran 
jetzt braucht, ist, dass sein Schritt, den er 
gemacht hat bei dem Abschluss des Nu-
klear-Vertrages, dass das auch dazu führt, 
dass das Leben der Menschen im Land 
besser wird. Sonst verliert die Regierung 
die Unterstützung bei den Menschen. Und 
die Alternative zu der jetzigen Regierung ist 
eine Rückkehr in Zeiten großer Konfron-
tationen. Und deswegen ist es unser In-
teresse, die wirtschaftlichen Beziehungen 
auszubauen. Schließlich sind wir eine Ex-
portnation.“ 
Ein großes Hemmnis beim Ausbau der 
Wirtschaftsbeziehungen sind auch die fort-
bestehenden Sanktionen der Amerikaner, 
die Unternehmen und deutsche Banken 
zögern lassen, Iran-Geschäfte einzugehen 
oder zu finanzieren aus Furcht vor Sanktio-
nen in den USA. Bei näherer Betrachtung 
kommen damit auch jenen, die dem TTIP-
Abkommen noch wohlmeinend gegenüber-
stehen, starke Zweifel an der Redlichkeit der 
amerikanischen Partner.

Chancen für Mittelständler?
Wenn man den iranischen Offiziellen zu-

iraN-GesChäfte
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hört und mit den vielen Europäern, Unter-
nehmern, Beratern, Anwälten, Diplomaten, 
die ständig vor Ort sind, spricht, gewinnt 
man Vertrauen in die Ernsthaftigkeit der 
iranischen Politik. Beispielsweise hat das 
Land sämtliche Schulden in Deutschland 
beglichen, was auf deutscher Seite den Weg 
für Hermes-Bürgschaften freimachte. 

Fazit:
Es ist sicher klug und richtig, dass Sigmar 
Gabriel sehr früh und beharrlich den Kon-
takt zu Iran gesucht und auch, getragen von 
der deutschen Unternehmerschaft, den Dia-
log zu diesem traditionellen Wirtschafts-
partner aufgenommen hat, denn andere 
Länder sind nicht zögerlich. Was zunächst 
ansteht, sind Großinvestitionen und Maß-
nahmen, die die Iraner spüren lassen, dass 
es aufwärts geht. Bislang ist dies nicht der 
Fall, aber es ist wichtig, die reformerischen, 
liberalen Strömungen in Iran zu stärken 

und damit auch die Voraussetzungen für 
deutsche wirtschaftliche Engagements zu 
schaffen. 
Flankierend zum Engagement der „big 
player“ bestehen durchaus auch Chancen 
für deutsche Mittel-
ständler. Es hat zum 
Beispiel einmal eine 
deutsche Berufs-
schule in Teheran 
gegeben. Die Erin-
nerung an die welt-
weit gelobte duale 
Ausbildung daran 
ist lebendig. Es 
gab und gibt einen 
regen wissenschaft-
lichen Austausch 
zwischen beiden 
Ländern, und die 
technisch-universi-
täre Ausbildung in 

Iran genießt einen hervorragenden Ruf. 
Viele Dinge laufen noch nicht rund, aber 
die Zeichen stehen auf Öffnung, Iran 
möchte sich „Made in Germany“ ins Land 
holen.

iraN-GesChäfte
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Man sagt, dass die noch jungen balti-
schen Staaten die Motoren für markt-
wirtschaftliches Denken in der EU 
sind...?

Inese Vaidere: Das ist definitiv so. 
In der Tat gelten heute die baltischen 
Staaten als Motor und Antriebskraft 
der Marktwirtschaft in Europa. Was 
nahe liegt, denn durch die geografi-
sche Lage meines Landes zwischen 
Ost und West hat es bis 1991 viele 
Jahrzehnte seiner Geschichte unter 
dem Joch anderer Länder gelitten. 
Daraus haben die Balten die richti-
gen Konsequenzen gezogen und nur 
Parteien gewählt, die für Marktwirt-
schaft und Wettbewerb eintreten. Im 
Parlament Lettlands gibt es weder So-
zialisten noch Sozialdemokraten. Wir 
Letten glauben fest an die Kräfte des 
Marktes, des Unternehmertums und 
des Wachstums als Grundlage für 
unseren Wohlstand.

Wie steht es mit dem Mittelstand in 
Lettland?

Vaidere: Mittelständische Unterneh-
men (SME) sind sehr wichtig für unser 
Land und haben einen Anteil von 99 
Prozent an der Wirtschaft. Ihre Bedeu-
tung als Arbeitgeber auf dem privaten 
Sektor nimmt stark zu, wobei natür-
lich die meisten dieser Unternehmen 
noch als „Kleinstfirmen“ einzustufen 
sind. Die globale Rezession hat uns 
seinerzeit hart getroffen, doch geht es 
seitdem wieder aufwärts, weil Unter-
nehmensgründer in unserem Land 
hervorragende Startbedingungen fin-
den. Bei den Start-ups sind wir in 
der europäischen Spitzengruppe, vor 
allem im IT-Bereich. Ich würde mir 
allerdings mehr Direktinvestitionen 
in Lettland und eine größere interna-
tionale Kooperation wünschen. Auch 

„Wir letten glauben fest an die kräfte des Marktes“
Interview mit der lettischen EU-Abgeordneten Inese Vaidere

müssen wir in Europa jungen Unter-
nehmen den Zugang zum Kapital-
markt weiter erleichtern.

Sie sind Wirtschaftsprofessorin und 
kennen Deutschland sehr gut. Gibt es 
etwas, das sich für Ihr Land zu kopie-
ren lohnt?

Vaidere: Schon in der 80er Jahren, 
als ich meine Dissertation über die 
„Regionale Wirtschaftspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland“ ge-
schrieben habe und später, in den 
90ern während meiner Studien am 
Institut für Weltwirtschaft in Kiel, 
habe ich Ideen für die Wirtschafts-
politik meines Landes entwickelt. 

Heute trifft das deutsche Modell der 
Sozialen Marktwirtschaft in Lettland 
auf große Zustimmung. Wir sind fest 
davon überzeugt, dass es uns nicht 
nur wirtschaftlich voranbringt, son-
dern auch noch bestehende soziale 
Ungleichheiten beseitigt. Deutsche 
wie Letten sind gewohnt, hart zu 
arbeiten, ihre Pflichten zu erfüllen 
und nicht über ihre Verhältnisse zu 
leben.

Als ehemalige Umweltministerin bin 
ich beeindruckt von den deutschen 
Leistungen und Anstrengungen zum 
Schutz der Umwelt. Der sorgsame 
Umgang mit den Ressourcen, die 
Luftreinhaltung oder die Müllent-
sorgung sind in deutschen und let-
tischen Städten zu beobachten. Im 
Gegensatz zu manchem anderen Land 
in der EU sind unsere Städte und Dörfer 
sehr sauber.

Viel lernen können wir von Deutsch-
land sicherlich auch in Sachen For-
schung und Entwicklung, schulischer 
und universitärer Bildung und dualer 
Ausbildung.

Wie stehen Sie zu der Idee des „Europa 
der 2 Geschwindigkeiten“?

Vaidere: Die EU sollte nicht in ver-
schiedene Ländergruppen aufgeteilt 
werden. Stattdessen sollte der Aufhol-
prozess für jene Länder beschleunigt 
fortgesetzt werden, die wirtschaftlich 
hinterher hinken. Europa kann es sich 
nicht leisten, jene Länder zurückzu-
lassen, die mit ihrem Bruttosozial-
produkt unter dem EU-Durchschnitt 
liegen. Ich hoffe, dass der Fokus wei-
terhin darauf liegt, die wirtschaftli-
chen und sozialen Disparitäten in der 
EU zu beseitigen.

Die Fragen stellte Günter F. Kohl

Prof. Inese Vaidere studierte Wirtschaftsma-
thematik an der Universität Lettlands. Ab 1975 
war sie dort als Assistentin, Lehrbeauftragte, 
Dozentin und Professorin tätig. 1992 folgte 
ihre Promotion, später wurde sie Professorin 
für Wirtschaftswissenschaften. Von 1993 bis 
1995 war Vaidere erste stellvertretende Chef-
redakteurin der Zeitschrift Labrīt. Danach war 
sie Mitarbeiterin im Amt für verbrauchsteuer-
pflichtige Waren und parlamentarische Staats-
sekretärin im lettischen Wirtschaftsministerium. 
1998 wurde sie Umweltministerin und ein Jahr 
später Beraterin der lettischen Präsidentin Vai-
ra Vīķe-Freiberga. Von 2001 bis 2002 war sie 
stellvertretende Bürgermeisterin der Hauptstadt 
Riga. Seit 2004 gehört sie dem Europäischen 
Parlament als Mitglied der Fraktion der Europäi-
schen Volkspartei (EVP). Sie gehört zu jenen 89 
europäischen Politikern, gegen die Russland 
im Mai 2015 ein Einreiseverbot verhängt hat.
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Die Redaktion freut sich über jede Zuschrift, behält sich aber verständlicherweise Kürzungen vor. Dass es sich bei Leserbriefen um Meinungsäu-
ßerungen der jeweiligen Verfasser handelt und diese nicht notwendigerweise die Meinung der Redaktion wiedergeben, versteht sich am Rande.

leserbriefe@mitmagazin.com

Leserbrief Zu: Kolumne „Es sind die Inhalte“, Ausgabe 10-2016
Es gibt keine Ausgabe des MIT-Magazins 
in den letzten Monaten, wo nicht direkt 
oder indirekt die Frage gestellt worden 
wäre: „CDU QUO VADIS?“  In der Ausgabe 
Nr.10 wird aufgrund der katastrophalen 
Wahlergebnisse dieses Thema gleich drei-
mal aufgegriffen. Dr. Linnemann hat  es 
eigentlich deutlich gesagt: „Die Klientel 
der CDU, die vorwiegend in den vergange-
nen Jahrzehnten für das ‚Wirtschaftswun-
der‘ verantwortlich war, fühlt sich nicht 
mehr durch die CDU vertreten.“
Frau Merkel hat alle wirklich selbstständig 
denkenden Köpfe aus dieser Partei ver-
trieben. Paradebeispiel: „Herr MERZ“. 
Köpfe also, die eigene Ideen eingebracht 
haben und in der Lage waren, diese auch 
durchzusetzen. Es fällt vielen schwer, die-
se Politik noch zu vertreten.^
 

Der Kolumnist Hugo Müller-Vogg ist auch 
der Überzeugung, dass die AfD nicht so 
schnell verschwinden wird. Recht hat er. 
Wenn er u.a. vermerkt, dass die AfD ge-

rade in der Familien- und Steuerpolitik alte 
CDU-Positionen übernommen hat, dann 
müsste die CDU dies doch eigentlich be-
grüßen. Was wollen Sie denn als Wähler 
machen, wenn ihre Partei diese für sie wich-
tigen Positionen über Bord geworfen hat? 
Ist der Wähler nicht berechtigt und zeigt 
seine Mündigkeit, wenn er sein „Kreuz-
chen“ dort einträgt, wo er sich noch ver-
treten fühlt? Wenn nun unisono die CDU 
einen evtl. zukünftigen Koalitionspartner 
ausklammert und damit für die Zukunft evtl. 
notwendige Koalitionen ausschließt, ist das 
klug? Die AfD ist eine zugelassene Partei. 
Dass es Differenzen in Details gibt, gehört 
doch zur Normalität! Machen Sie nicht den 
Fehler, alle AfD-Wähler in die „rechte Ecke“ 
zu stellen. Das Zitat von Peter Tauber passt 
zu ihm! Typischer Repräsentant dieser CDU. 
Wer braucht sich da noch über mangelnde 
Zustimmung zu wundern?
 

Ein weiterer Punkt der zu der Frage „QUO 
VADIS CDU“? sollte nicht übersehen wer-

den. Die CDU hat als 1.Buchstaben ein 
„C“! Zur  Info: d. h. Christlich! Für den 
Christen spielt z. B. die Familie eine große 
Rolle. Typisch für diese CDU ist, dass als 
„Familienministerin“ eine Frau berufen 
wurde, die staatliche Erziehung gelernt 
hat und, wie in der DDR, dies auch nun für 
ganz Deutschland als Ideal sieht
 

Herrn Kohl als Chefredakteur möchte ich 
ein Kompliment machen. Die Überschrift 
hat den Nagel auf den Kopf getroffen. Wa-
rum Wählerverluste der CDU? „Es sind die 
Inhalte – stupid!“ Diese wurden ja dann 
auch im Text begründet. Hoffentlich wird 
sich bis zur nächsten Wahl etwas ändern. 
Wenn dies nicht der Fall ist, dann kenne 
ich eine ganze Anzahl CDU-Wähler, die 
diese Partei nicht mehr als wählbar be-
trachten. Oder ist die CDU stolz darauf 
sich als „linkspopulistisch“ bezeichnen 
zu können?
 

Kurt Hottinger
63225 Langen
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Am 8. November endet in den 
USA der härteste Präsident-
schaftswahlkampf aller Zeiten. 
Mit Donald Trump und Hillary 
Clinton treten die beiden un-
beliebtesten Kandidaten der 
Geschichte gegeneinander an. 
Wie funktioniert das US-Wahl-
system? Welche Macht haben 
Senat und Kongress und wofür 
stehen die Kandidaten?

Wie läuft der Wahltag ab?

Die US-Präsidentschaft swahl fi n-
det seit 1845 alle vier Jahre am 
ersten Dienstag nach dem ersten 
Montag im November statt. Das 
ist diesmal der 8. November 2016. 
In einigen Bundesstaaten sind die 
Bürger am Wahltag von der Arbeit 
befreit, anderswo gibt es einige 
Stunden frei. Wie in Deutschland 
gibt es auch in den USA die Mög-
lichkeit zur Briefwahl. In mittler-
weile 38 der 50 Staaten ist zudem 
das „Early Voting“ erlaubt: Vieler-
orts öff neten die Wahllokale also 
schon weit vor dem eigentlichen 
Wahltermin. 

Die 
Us-Präsidentschaftswahlen 2016

Bitte lesen Sie weiter auf Seite 14

Wie sieht der weitere 
Zeitplan aus?

Seit 1933 wird der neue Präsident 
jeweils am 20. Januar nach dem 
Wahltag um 12 Uhr vereidigt. 
Meist erfolgt die Prozedur auf den 
Stufen des Kapitols in Washington 
D.C. Die Senatoren und Mitglie-
der des Repräsentantenhauses sind 
dann schon im Amt, nämlich seit 
dem 3. Januar um 12 Uhr. Doch 
auch wenn der Präsident noch 
nicht vereidigt ist, stellt er ab sei-
ner Wahl bereits sein Kabinett, 
seine Berater und Behördenchefs 
zusammen. Barack Obama wird 
also bis zum 20. Januar formal im 
Amt sein, jedoch nur noch reprä-
sentative Termine wahrnehmen. 

Wer wählt den Präsidenten?

Der US-Präsident wird nicht di-
rekt von den Bürgern gewählt. 
Stattdessen wählen sie Wahlmän-
ner und -frauen für das „Elec-
toral College“. Dieses Gremium 
besteht aus 538 Mitgliedern. Das 
Electoral College wählt am Mon-
tag nach dem zweiten Mittwoch 

im Dezember, also diesmal am 
19. Dezember, den Präsidenten 
und Vizepräsidenten. Die Zahl 
der Wahlmänner variiert in den 
Bundesländern je nach Bevölke-
rungsstärke: Kalifornien etwa hat 
55, das kleine North Dakota nur 
drei. Im Gegensatz zu Deutsch-
land erhalten US-Bürger keine 
automatische Wahlbenachrichti-
gung nach Hause, sondern müs-
sen sich bis zu einem bestimmten 
Termin registrieren lassen. Die 
Wahlbeteiligung lag bei den letz-
ten Präsidentenwahlen bei rund 
50 Prozent. 

Das Mehrheitswahlrecht

In fast allen Staaten gilt der 
Grundsatz, dass alle Wahlmän-
nerstimmen an den Präsident-
schaft skandidaten gehen, der die 
meisten Stimmen erhalten hat 
(„Winner takes all“). Somit könnte 
auch ein Kandidat Präsident wer-
den, der absolut gesehen gar nicht 
die Mehrheit der Wähler hinter 
sich hat. 

Die 
Us-Präsidentschaftswahlen 2016Us-Präsidentschaftswahlen 2016
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Die Redaktion freut sich über jede Zuschrift, behält 
sich aber verständlicherweise Kürzungen vor. Dass es 
sich bei Leserbriefen um Meinungsäußerungen der 
jeweiligen Verfasser handelt und diese nicht notwen-
digerweise die Meinung der Redaktion wiedergeben, 
versteht sich am Rande.

Leserbrief
Zu „Es sind die Inhalte“   
in Nr. 10-2016
Für materiell und zeitgeistunabhängige MIT-CDU-
Mitglieder, die dank guter Lehrer aus der Vor-Ge-
samtschulzeit fachlich-/berufl ich, wodurch auch 
immer, zu „Spezialisten für allgemeinen Überblick“ 
wurden und gleichzeitig sich für Politik, Massenme-
dien, Ethik und Psychologie interessierten mit dem 
Hobby, immer weiter dazuzulernen, war die Seite 
34 der letzten MIT-Magazin-Ausgabe die einzige 
politisch ermutigende. 

Denn dem, was Herr Kohl dort über die Ursachen 
der CDU-Wählerverluste an die AfD analysiert, ist 
einschränkungslos zuzustimmen: Die sich immer 
weiter von Grundgesetz und CDU-Grundsätzen 
entfernenden Politik-Inhalte haben einen Umfang 
erreicht, den die Wähler durchaus kapieren, aber 
eben nicht für richtig halten.

Zum Beispiel ist die Energiewende nicht nur unvoll-
kommen geplant oder falsch gemanagt, sondern 
schlicht
a)  vom Hauptziel (CO2-Reduzierung durch Ab-

schaffung der CO2-freien Kernenergie) her 
unsinnig, zumal real unabhängige Wissen-
schaftler die Klimaerwärmung immer weniger 
als menschengemacht erkennen, sondern auf 
Veränderungen des Verhaltens der Sonne zu-
rückführen,

b) unüberlegt, weil die für wind- und sonnenlose 
Zeiten nötigen Speicher (wenn Bürger-initiati-
ven ihren Bau denn zuließen) mit fast zwei Bil-
lionen Euro Baukosten und mehr als zwei bis 
drei Jahrzehnten Bauzeit nicht machbar sind, 
zumindest nicht rechtzeitig,

c)  umweltzerstörend (Windparks gegen Land-
schaft, Fledermäuse, Rotmilan u. a. und sogar 
in Wäldern; Mais-Monokulturen, altstadtbild-
störende  Solarzellendächer),

d) gegen die Ethik einer christlichen Partei, in-
dem kapitalarme Bürger über die EEG-Umlage 
den Reichen die hohen Renditen von Wind-
parks und Dachsolarzellen  fi nanzieren und 
Normalbürger über Steuern Superreiche mit E-
Auto-Zuschüssen beschenken (Geld von unten 
nach oben), 

e)  anmaßend, es besser wissen zu wollen als das 
Ausland. 

Prof. Dr.-Ing. Jürgen Vollradt
Frankfurter Str. 12
59245 Unna

Das Zweikammersystem

Die oberste Gesetzgebungsin-
stanz – vergleichbar etwa dem 
Deutschen Bundestag – ist in 
den USA der Kongress. Er be-
steht aus dem Senat, in dem aus 
jedem Bundesstaat zwei Ab-
geordnete sitzen und dem Re-
präsentantenhaus, das sich aus 
435 Abgeordneten aus allen 
Wahlbezirken des Landes zu-
sammensetzt. Das alleinige Ini-
tiativrecht für Haushalts- und 
Steuergesetze liegt beim Reprä-
sentantenhaus. Parallel zu den 
Präsidentschaft swahlen stehen 
am 8. November auch ein Drit-
tel der 100 Senatssitze zur Ab-
stimmung, außerdem wird, wie 
alle zwei Jahre, das Repräsen-
tantenhaus komplett neu be-
setzt. Da der Senat über alle 
Bundesgesetze entscheiden 
muss, kann eine Partei phasen-
weise die Gesetzesinitiativen 
des Präsidenten blockieren, so-
fern sie über eine Mehrheit ver-
fügt. Alle zwei Jahre wird ein 
Drittel der Senatoren neu ge-
wählt.

Was ist ein Swing State?

In den „Swing States“, auch 
„Battleground States“ genannt, 
entscheiden sich die Präsiden-
tenwahlen. Dabei handelt es sich 
um diejenigen Bundesstaaten, in 
denen weder Demokraten noch 
Republikaner mit einer großen 
strukturellen Mehrheit rechnen 
können. In diesem Jahr gehört 
zum Beispiel Florida mit seinen 
wichtigen 29 Wahlmännern, zu 
den heiß umkämpft en Swing 
States. Seit den 1960er Jahren 
sind die südlichen Bundesstaa-
ten wie Texas oder Oklahoma, 
genau wie viele der ländlichen 
Staaten des mittleren Westens 

fest in republikanischer Hand. 
Die Demokraten können sich 
auf planbare Mehrheiten in den 
liberaleren Staaten der Ost- und 
Westküste verlassen. 

Wozu Vorwahlen?

Zur Festlegung eines Präsident-
schaft skandidaten halten die 
beiden großen Parteien Vor-
wahlen ab. Das soll die Trans-
parenz und die Beteiligung der 
Bürger erhöhen. In einigen 
Staaten fi nden die Vorwahlen 
als „Primaries“, in anderen als 
„Caucus“ statt. Bei den Prima-
ries stimmen registrierte Wähler 
(meist geheim) direkt darüber 
ab, für wen die Delegierten ihres 
Staates später auf dem großen 
Parteitag stimmen sollen. Beim 
Caucus wählen die Wahlberech-
tigten (meist off en) auf lokaler 
Ebene Vor-Delegierte, die dann 
wiederum die fi nalen Delegier-
ten für den nationalen Parteitag 
bestimmen. Die Vorwahlen fan-
den von Februar bis Juni statt. 
Als Sieger gingen Hillary Clin-
ton (Demokraten) und Donald 
Trump (Republikaner) hervor, 
sie wurden später auf Parteita-
gen von den Delegierten offi  ziell 
nominiert. 

Wer steht noch zur Wahl?

Neben Trump und Clinton tre-
ten weitere Präsidentschaft sbe-
werber an, deren Kandidaturen 
jedoch als aussichtslos gelten. 
Für die Libertäre Partei tritt 
Gary E. Johnson an, für die 
Grüne Partei Jill Stein, für die 
Constitution Party (Religiöse 
Rechte) Darrell Castle und als 
Unabhängiger Evan McMullin.

Hubertus Struck, 
Maximilian Witte
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eU-Check 
irrwitzige Verordnung 
oder sinnvolle richtlinie? 
in dieser rubrik bewerten 
unsere eU-experten des 
PkM europe regelmäßig 
neue eU-Vorhaben
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oder sinnvolle richtlinie? 
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PkM europe regelmäßig 
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irrwitzige Verordnung 
oder sinnvolle richtlinie? 
in dieser rubrik bewerten 
unsere eU-experten des 
PkM europe regelmäßig 
neue eU-Vorhaben

„Schwarze Liste“ gegen die Schwarzen Peter
Die Europäische Kommission arbeitet zurzeit mit Hochdruck an 
der Erstellung einer ersten gemeinsamen EU-Liste nicht koopera-
tiver Steuerstaaten. Bis Ende 2017 soll diese Liste fi nalisiert wer-
den. Zu diesem Zweck hat die Kommission nun als ersten Schritt 
ein sogenanntes Scoreboard vorgelegt. Dabei handelt es sich um 
eine Tabelle mit Indikatoren, anhand derer sich bestimmen lässt, 
wie hoch das mögliche Risikolevel der Steuervermeidung in be-
stimmten Drittländern ist. Der Ball liegt nun bei den Mitglied-
staaten, die in dem nächsten Schritt entscheiden, welche Länder 

offi  ziell überprüft  werden sollen. Die Steueroasen an den Pranger zu stellen ist ein erster 
Schritt, von vielen, die noch folgen müssen, um gleiche Bedingungen für KMU und mul-
tinationale Unternehmen zu schaff en.

Urheberrechtspaket auf falschem Fuß gestartet
Mit dem Ziel, Journalisten und Verlagen mehr Rechte einzuräu-
men, hatte die EU-Kommission ihr Urheberrechtspaket angekün-
digt. Zum einen sollen Onlinedienste wie Google oder Facebook 
künft ig für die Verwendung von Verlagsinhalten zahlen. Eine 
faire Vergütung für Urheber, die online ihre Werke verbreiten, 
ist zu begrüßen. Jedoch plant die Kommission zum anderen eine 
unverhältnismäßige Regulierung vom so genannten „Text- und 
Data-Mining“. Hierbei handelt es sich um eine Datenanalyse, die 
versucht, bestimmte Muster und Zusammenhänge herauszufi l-
tern. Die Erlaubnis sämtlicher Urheber bei großen Datenanalysen 
zu ersuchen, erscheint in der Praxis unmöglich. Unternehmen, deren Geschäft smodell auf 
der Analyse von großen Datenströmen basiert, wären so nur bedingt wettbewerbsfähig. 
Dies könnte besonders digital-intensiven Startups zum Verhängnis werden.

Die Jury

Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus Pieper (CDU) sind Mitglieder des Europäischen 
Parlaments und Sprecher des Parlamentskreises Mittelstand Europe

Jahrestage für 
November 2016
Mit dieser Chronik will das Mittelstands-
Magazin an wissenswerte Ereignisse, 
Geburts- und Gedenktage aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft erinnern, 
die in diesem Monat „runden“.

05.11.

1816: Erste Bundesversammlung des 
Deutschen Bundes im Palais Thurn und 
Taxis in Frankfurt am Main (vor 200 
Jahren) 

05.11.
1986: Für deutsche Internet-Adressen 
wird die Länderkennung „.de“ einge-
führt (vor 30 Jahren)

10.11. 
1976: Bundestag verabschiedet end-
gültig Datenschutzgesetz (vor 40 Jah-
ren)

14.11.
1991: Der Bundestag verabschiedet 
das Stasiunterlagengesetz (vor 25 Jah-
ren)

17.11.
1966: Gründung der 
Organisation der  Ver-
einten Nationen für in-
dustrielle Entwicklung - 
UNIDO (vor 50 Jahren)

28.11.
1946: Württemberg-Baden erhält als 
erstes deutsches Land nach dem Zwei-
ten Weltkrieg eine Verfassung (vor 70 
Jahren)

30.11.
1966: Rücktritt von 
Bundeskanzler Lud-
wig Erhard (vor 50 
Jahren)

Fotonachweise: 
Fotos: Bundesarchiv/E. Reineke
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Aus Investition wird Expansion.
IBB für Unternehmen: Die Mittelstandsförderer in Berlin.

Telefon: 030 / 2125-4747
E-Mail: wachsen@ibb.de
www.ibb.de/wachsen

Ihr Unternehmen soll weiter wachsen – wir haben das Förderprogramm. Mit einem 
maß geschneiderten Finanzierungsangebot unterstützen wir Sie dabei, Ihre Wettbewerbs
fähigkeit zu sichern und Ihre Wachstumsziele zu erreichen. Sprechen Sie mit uns!

Aus Investition wird Expansion.
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Versicherungsfall: Zum Beispiel eine mittelständische Käserei muss 
wegen Salmonellenbefalls ihren Betrieb vorübergehend schließen

VersiCherUNGssChUtZ

Wie Unternehmer ihren Betrieb 
richtig versichern
Feuer, Unfälle, Klagen – die Gefahren 
für ein Unternehmen sind so vielfältig 
wie das (Geschäfts-)Leben. Dement-
sprechend gibt es heute eine kaum 
mehr überschaubare Vielzahl an Poli-
cen zur Absicherung der unterneh-
merischen Tätigkeit und es wird für 
Unternehmer immer schwerer, den 
Überblick zu behalten. Worauf sollten 
also Unternehmer achten, um ihren 
Betrieb bedarfsgerecht zu versichern.

Ein Brand zerstört das Warenlager eines 
Möbelhändlers, eine mittelständische Kä-
serei muss wegen Salmonellenbefall ihren 
Betrieb vorübergehend schließen und 
sämtliche Rohstoff e und Waren vernich-
ten, ein Elektriker bohrt bei der Installa-
tion von Steckdosen eine Wasserleitung 
an – ein kurzer Blick in die Medien zeigt: 
Unternehmern drohen alltäglich grö-
ßere und kleinere Katastrophen. Neben 
allgemeinen Gefahren wie Feuer, Sturm 

und Hagel oder Einbruchdiebstahl gibt 
es branchenspezifi sche Besonderheiten, 
die ganz spezielle Anforderungen an den 
Versicherungsschutz stellen. 

Wert- und Risikoanalyse
Auf die Frage nach dem erforderlichen 
Umfang des Versicherungsschutzes gibt 
es keine pauschale Antwort. Dieser ist 
von zahlreichen Faktoren wie der Art der 
betrieblichen Tätigkeit, der Anzahl der 
Mitarbeiter oder dem Jahresumsatz ab-
hängig. Um den individuellen Versiche-
rungsbedarf zu ermitteln, sollte zunächst 
eine genaue Risikoanalyse durchgeführt 
werden. Eine Wertanalyse ermittelt zu-
sätzlich den exakten Versicherungswert 
der Betriebseinrichtung. Aus diesen 
Daten lassen sich dann ein maßgeschnei-
derter Versicherungsschutz und passende 
Schadenersatzleistungen ableiten.
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Us-handelsriese hängt alle ab
Warum es kein 
‚deutsches amazon‘ geben wird
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Die Nachricht zum Herbstanfang 
überraschte kaum jemanden, dabei 
war sie sensationell: Mit rund 19,3 
Milliarden Euro hat der Online-Gi-
gant Amazon seinen Gesamtumsatz 
in Deutschland 2015 binnen fünf 
Jahren nahezu verdoppelt. Einmal 
mehr war die von Jeff Bezos 1995 
gegründete Handelsplattform un-
angefochtene Nummer eins des On-
linehandels. Wo sind eigentlich die 
Mitbewerber abgeblieben? 

Deutschland in den frühen 1960ern: Ca-
terina Valente trällert im Radio, Heinz 
Erhardt ulkt in den Kinos. Zehntausende 
fi nden bei den großen deutschen Versand-
häusern sichere Arbeitsplätze, weil Millio-
nen Menschen schon damals fernbestellen. 
Zu einer Zeit also, in der ein gewisser Jeff -
rey Bezos noch die River Oaks Grund-
schule in Houston/Texas besucht, wurde 
in Deutschland jede noch so ambitionierte 
Versandhandelsidee längst auf den Weg ge-
bracht. In kürzester Zeit entstanden wahre 
Konzerne: Neckermann, Quelle, Bader, 
Schöpfl in, Otto, Klingel, Baur, Witt Wei-
den, dazu Bestell- und Abo-Bücherdienste, 
wie der des Bertelsmann-Clubs – der Ver-
sandhandel erfreute sich größter Beliebt-
heit. Hinzu gesellte sich in jenen Tagen eine 
unüberschaubare Anzahl an gigantisch gro-
ßen Warenhäusern, in denen nicht selten 
mehr als eine halbe Million einzelne Arti-
kel angeboten wurden. Kaufh of, Karstadt 
oder Hertie prägten die Nachkriegs-Archi-
tektur in deutschen Innenstädten, teilwei-
se bis heute. 

Dann kam besagtem Bezos im Jahr seines 
30. Geburtstags die Idee zu einem elek-
tronischen Buchversand. Sie muss in den 
Chefetagen deutscher Handelsriesen wie 
der schlechte Scherz eines naiven Hinter-
wäldlers geklungen haben, sofern man ihr 
überhaupt Gehör geschenkt hatte. Bezos 
studierte Elektrotechnik und Informatik, 
hatte mit Handel und Verkauf nichts am 
Hut. Er hätte scheitern müssen, bevor er 
überhaupt anfi ng. Doch es kam völlig an-
ders. „Er hat es schnell verstanden, den 

Kunden in den Mittelpunkt zu stellen und 
die Vorteile des Onlinehandels sehr stark 
herauszukristallisieren“, sagt Startup-Un-
ternehmer und MIT-Mitglied Finn Hänsel, 
der selbst die Online-Plattform Zalando 
in Australien aufgebaut hat. „Der Online-
Handel ist für die Kunden vor allem be-
quem.“ Im Juli 1995 verkauft e Bezos sein 
erstes Buch online, damals noch mittels ein-
facher Bestellliste. Im zweiten Monat lag 
der wöchentliche Umsatz schon bei 20.000 
US-Dollar. Im Oktober desselben Jahres 
ging seine Webseite mit Namen Amazon.
com an den Start. 1996 erzielte das Unter-
nehmen einen Umsatz von 15,7 Millionen 
US-Dollar und erreichte nur ein Jahr spä-
ter fast das Zehnfache mit 147,8 Millionen 
Dollar. Jeff  Bezos aus New Mexiko sollte in 
den Folgejahren den gesamten, weltweiten 
Handel revolutionieren, einfach so im Vo-
rübergehen, mit einer denkbar einfachen 
Formel: „Wir reiben uns nicht am Mitbe-
werber auf, sondern fokussieren uns allein 
auf unseren Kunden. Wir starten bei ihm 
(und seinen Bedürfnissen) und bewegen 
uns rückwärts.“ 

Doch war der Kundenfokus nicht auch 
das Geheimnis erfolgreicher deutscher 
Versandhandels-Startups? Mittels einer 
zwölfseitigen Preisliste gründete Josef Ne-
ckermann sein gleichnamiges Unterneh-

men am 1. April 1950. Er wuchs fast noch 
schneller als Amazon: Ende 1951 waren 
schon 1.700 Mitarbeiter beschäft igt. Drei 
Jahre später umfasste das Angebot 300 Ka-
talogseiten und der Umsatz betrug beacht-
liche 300 Millionen Mark. 1965 waren in 
der Frankfurter Versandzentrale 3.811 Mit-
arbeiter beschäft igt, und die Neckermann-
Gruppe erreichte erstmals eine Milliarde 
Mark Umsatz. Bei Mitbewerber Quelle und 
dessen Gründer Gustav Schickedanz sah es 
nicht anders aus. 1954 betrug der Umsatz 
260 Millionen Mark, 1974 lag er (nach zahl-
reichen Unternehmenszukäufen) bei 6,4 
Milliarden Mark. Zu Spitzenzeiten zähl-
te Quelle in Deutschland mehr als 36000 
Mitarbeiter. Dann kam die Ölkrise, und die 
Versandhandelsriesen gerieten erstmals ins 
Straucheln. 

Unruhige Zeiten kennt auch Bezos. Um 
die Jahrtausendwende, als an den Börsen 
die so genannte DotCom-Blase geplatzt 
war und jene Internet-Pioniere wegzuspü-
len drohte, die sich eben noch anschickten, 
die (Wirtschaft s-)Welt neu zu erfi nden, 
war auch Jeff  Bezos davon betroff en. Das 
seinerzeit renommierte Investmenthaus 
Lehman Brothers beschrieb Amazon als 
„extrem schwach und sich kontinuierlich 
verschlechternd“. Die Aktie des weltgröß-
ten Internet-Kaufh auses ging daraufh in auf ckermann sein gleichnamiges Unterneh- ten Internet-Kaufh auses ging daraufh in auf 
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Tauchkurs. Rund 70 Prozent des Firmen-
werts waren vernichtet. Völlig zu Unrecht, 
wie sich später herausstellen sollte. „Ama-
zon zeichnet sich durch eine extreme Kun-
denzentrierung und – nicht zuletzt durch 
die Abo-Form „Prime“ – eine sehr starke 
Kundenbindung aus“, sagt Kai Hudetz, Ge-
schäftsführer des Instituts für Handelsfor-
schung (IFH) Köln. Deshalb sei Amazon 
„insgesamt eine Marke, die unter Online-
Shoppern sehr großes Vertrauen genießt“. 
Bezos Idee überlebte den Crash. 

Neckermann wurde in der Folge der Öl-
krise Ende der 1970er-Jahre von Karstadt 
geschluckt. Es entstand das größte Han-
delsunternehmen der Bundesrepublik, das 
sich im Zuge der Wiedervereinigung die 
Perlen unter den Centrum-Warenhäusern 
und wenige Jahre später auch die Depen-
dancen des Mitbewerbers Hertie einverlei-
ben sollte. Dann, 1999, fusionierten sie mit 
Neckermanns einst größtem Konkurren-
ten, dem Versandhändler Quelle, nament-
lich zur KarstadtQuelle AG. Quelle setzte 
zu diesem Zeitpunkt als eines der ersten 
deutschen Versandhäuser überhaupt auf 
das Medium Internet, bot online ein deut-
lich breiteres Sortiment als im Katalog an. 
Laut einer Studie lag Quelle im Internet-
handel in Deutschland 2007 noch auf dem 
dritten Platz, hinter Otto und Amazon. Eine 
geballtere Kompetenz an stationärem Ein-
zel-, millionenfach erprobtem Versand- und 
erfolgreich gestartetem Online-Handel gab 
es in der gesamten westlichen Hemisphäre 
nicht. Doch es half alles nichts. „Traditio-
nelle Unternehmen sind wie schwere Tan-
ker, die in ihrer eigenen Geschichte oftmals 
festhängen und daher nicht disruptiv agie-
ren können“, sagt Finn Hänsel. „Als Ama-

zon gestartet ist, hatte es nichts zu verlieren 
– keine Margen, die es zu halten galt, keine 
Flächeneffizienz, die es zu nutzen galt, keine 
existierenden Kunden, die man nicht verstö-
ren oder gar verlieren wollte.“ 
Um im Bild des Tankers zu bleiben: Das 
„MS KarstadtQuelle“ war von Anbeginn an 
einer zu schweren See ausgesetzt. 2004 ging 
der Posten des Kapitäns dann folgenreich 
an einen Vertrauten der Schickedanz-Er-
ben, Thomas Middelhoff. Wenige Jahre spä-
ter sollte dieser für Schlagzeilen in eigener 
Sache sorgen. Middelhoff betrieb die Um-
benennung in Arcandor AG, deren Aktien-
kurs im Verlauf seiner Amtszeit von rund 
10 Euro je Aktie (Mai 2005) auf 1,30 Euro 
im Februar 2009 sank. Am 14. November 
2014 lag der Schlusskurs bei nur noch fünf 
Cent. Die Neckermannhertiekarstadtquelle 
AG war am Boden. Und bei Amazon jagte 
inzwischen ein Umsatzrekord den nächsten. 
Handelsexperte Hudetz sieht bei diesem Er-
folg aber weniger das „Glück des Tüchtigen“ 
als Auslöser: „Bei den stationären Händlern 
fehlte viel zu lange das Online-Know-how 
und die Strukturen waren komplett auf Fi-
lialen ausgerichtet. Außerdem wurden viel 
zu geringe Budgets für Onlineaktivitäten 
bereitgestellt.“ Trotzdem muss doch das 
Potenzial des eigenen Hauses von innen he-
raus zu erkennen gewesen sein. Finn Hänsel 
ist anderer Meinung: „Wenn der Karstadt-
Konzern in aller Konsequenz Amazon ko-
piert hätte, hätten sie vermutlich auch an 
Umsatz verloren“, glaubt er. Das führe ihn 
zu der Hypothese, „dass Karstadt nie eine 
echte Chance hatte.“ 

Während Karstadt in diesen Tagen noch 
immer um den Fortbestand seiner Filialen 
ringt, kündigt Amazon in den Metropol-

regionen Berlin und München für „Pri-
me“-Kunden wieder eine Revolution an, 
wieder im Vorübergehen. „Die 1h-Liefe-
rung kommt“, steht dort auf Großflächen 
zu lesen. Deutschlands Amazon-Sprecher 
Stephan Eichenseher schränkt auf Nach-
frage etwas ein: „Es ist allerdings eher die 
Lieferung in einem planbaren Zwei-Stun-
den-Fenster, die vom Kunden nachgefragt 
wird.“ Also wird Amazon langsamer, auf 
Kundenwunsch. „Wenn Sie so wollen, ja.“ 
Das Ziel einer Warenzustellung binnen 
einer Stunde steht trotzdem im Fokus: So 
sei die Position des neuen Großlagers am 
Berliner Ku‘damm „sehr gewissenhaft“ nach 
Logistikwegen und Verkehrsinfrastruktur 
ausgewählt worden. Man benutze für die 
Zustellung e-Bikes, weil mit ihnen die Bus-
spur genutzt werden darf, „aber nur mit 
Zweirädern, nicht mit dem Dreirad“. Das 
gesamte Amazon-Sortiment „werden wir 
nicht anbieten können“, sagt Eichenseher, 
„aber einige tausend der nachgefragtesten 
Artikel schon.“ Um es sich vorzustellen, 
solle man bei diesem Service „beispiels-
weise an das kleine Zwei-Personen-Startup 
denken, denen eben ein Drucker ausgefal-
len ist und die schnell einen Ersatz benöti-
gen.“ Mittels der „PrimeNow“-App lassen 
sich neuerdings auch Lebensmittel über 
Amazon beziehen – „am Morgen die Bröt-
chen, mittags Sushi, und für den Abend 
die Grillwurst“, fasst Eichenseher zusam-
men. Pizza gäbe es auch, „zur Zeit aber nur 
tiefgekühlt.“ Offensichtlich dauert es nicht 
mehr allzu lange, bis Amazon für seinen 1h-
Lieferservice ein Großlager in einem leer-
stehenden Kaufhaus eröffnen wird. 

Nach den wegweisenden Erfolgen der 
1950er-Jahre bleibt festzuhalten, dass 
Deutschlands ehemalige Vorreiterrolle im 
(Online-)Versandhandel allzu leichtfertig 
von den Altvorderen der einstigen Groß-
konzerne aufs Spiel gesetzt wurde. Sie dür-
fen sich unisono fragen lassen, warum sie 
eine per Fax (oder später digital) ausgelöste 
Bestellung nicht mittels Postleitzahlen-Zu-
ordnung dem nächstgelegten Warenhaus 
zur direkten Abwicklung und Auslieferung 
zugestellt haben. Die Antwort ist so banal 
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wie das Geheimnis von Jeff Bezos: Weil sie 
die Bedürfnisse ihrer Kunden nicht ausrei-
chend fokussierten. 

Wird es also in 10 Jahren noch klassi-
schen Einzelhandel geben in Deutsch-
land? „Ja, aber anders“, sagt Stefan Genth, 
Hauptgeschäftsführer des Handelsverbands 
Deutschland (HDE). „Die Entwicklung wird 
dahin gehen, dass die Handelsunternehmen 
on- und offline intelligent miteinander ver-
knüpfen.“ Genth schätzt, dass immer mehr 
klassische Einzelhändler sich im Internet 
präsentieren werden. „Gleichzeitig ist schon 
heute zu beobachten, dass bisher reine On-
line-Händler Filialen eröffnen, um die Kun-
den in beiden Welten abzuholen. Dieser 
Trend zum Multichannel-Handel wird sich 
weiter verstärken.“ 
 Sidney Pfannstiel

„Amazon könnte der 
größte Händler in 
Deutschland werden“

Vier Fragen an, Dr. Kai Hudetz
Geschäftsführer IFH Köln

Warum ist Amazon Ihrer Meinung nach 
so erfolgreich?
Hudetz: Amazon zeichnet sich durch eine 
extreme Kundenzentrierung aus. Sie führt 
zu einer hohen Kundenzufriedenheit und 
zu einer sehr starken Kundenbindung. 
Hinzu kommt die extreme Innovations-
kraft. Insgesamt ist Amazon eine Marke, 
die unter Online-Shoppern sehr großes 
Vertrauen genießt.

Woran hat es gelegen, dass einst erfolgreiche 
Unternehmen wie Karstadt trotz Filialdichte 
und Angebotsvielfalt eine Idee wie Amazon 
nicht umgesetzt haben?
Hudetz: Bei den seinerzeit Verantwortli-
chen war das Verständnis für die Tragweite 
der Entwicklung einfach nicht vorhanden. 
Bei den stationären Händlern fehlte viel 
zu lange das Online-Know-how und die 
Strukturen waren komplett auf die Filia-
len ausgerichtet. Außerdem wurden viel 
zu geringe Budgets für Onlineaktivitäten 
bereitgestellt. 

Amazon macht gerade die 1h-Lieferung 
möglich. Wird Amazon bald Paketdienst-
leister?  
Hudetz: Insbesondere für den PrimeNow-
Dienst, aber auch für „Amazon Fresh“ 
benötigt Amazon eine eigene Logistik. 
Perspektivisch wird sich Amazon vermut-
lich mit eigenen Diensten auf die Ballungs-
zentren konzentrieren.

Wo sehen Sie Amazon in zehn Jahren?
Hudetz: Zehn Jahre sind im Onlinehandel 
leider nicht prognostizierbar – schon gar 
nicht bei der Innovationskraft eines Unter-
nehmens wie Amazon. Mit Dash, Echo 
und PrimeNow sehen wir heute zahlrei-
che Innovationen, deren Wirkung aktuell 
nur schwierig abzuschätzen ist. Amazon 
hat sich zu dem Universal-Onlinehändler 
entwickelt. Der Marktanteil am gesamten 
Onlinehandel liegt (inklusive Marketplace) 
schon jetzt bei über 40 Prozent und wird 
sich in den kommenden Jahren weiter er-
höhen. Aktuell spricht vieles dafür, dass 
Amazon sich abseits des Onlinehandels 
zum größten Händler in Deutschland ent-
wickeln wird.

Dr. Kai Hudetz
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Die Große Koalition hat sich auf 
ein Modell zum flexiblen Einstieg 
in den Ruhestand geeinigt: die Fle-
xi-Rente. In einem Buchbeitrag be-
schreibt MIT-Vorsitzender und Ini-
tiator der Flexi-Rente Carsten Linne-
mann, wie das Gesetz funktioniert. 
Das MittelstandsMagazin druckt 
seinen Beitrag als Vorabauszug.

Mentalitätswechsel
Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
wird viel zu oft  als Gängelung statt als 
Chance verstanden. Sicher, ein solcher 
Mentalitätswandel lässt sich nicht per 
Gesetz verordnen. Wie aber lässt sich 
ein Mentalitätswandel einleiten? Statt 
im Monatsrhythmus die Erhöhung des 
gesetzlichen Eintrittsalters auf 70, 75 
oder gar 80 zu fordern, müssen wir 
endlich dazu übergehen, die Menschen 
für die Zusammenhänge unseres Ren-
tensystems zu sensibilisieren. Überzeu-
gung statt Oktroyierung, Freiheit statt 

Die flexi-rente: 
alter 
neu denken

Pfl icht. Kurzum: Wir müssen das Alter 
neu denken! Die Flexi-Rente soll es 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern er-
leichtern, freiwillig über das gesetzliche 
Renteneintrittsalter hinaus zusammen-
zuarbeiten. Das entscheidende Signal 
lautet: Wer freiwillig länger arbeiten 
möchte, dem legt der Staat keine Stei-
ne in den Weg. Im Gegenteil: Er unter-
stützt ihn. Der individuelle Übergang 
ins Rentenalter ist die richtige Antwort 
auf den demografi schen Wandel und 
den Fachkräft emangel. Die Unterneh-
men sichern Arbeitsplätze und Know-
how und der Staat generiert zusätzliche 
Steuereinnahmen. Damit das gelingt, 
waren und sind verschiedene Maßnah-
men notwendig.

Verbesserte Information 
Bis 2015 hat die Deutsche Rentenver-
sicherung jeden Arbeitnehmer nach 
seinem 55. Geburtstag auf die bevor-
stehende Rente hingewiesen (Renten-

erinnerung). Die Versicherten bekamen 
die Informationen zu einem Zeitpunkt, 
zu dem sie sich in der Regel intensiv 
mit ihrem individuellen Erwerbsaus-
tritt beschäft igen. Doch bisher hieß es 
gleich im Eingangssatz: »Wir empfehlen 
Ihnen, einen Antrag auf Regelaltersrente 
zu stellen.« Diese Formulierung schien 
keine Spielräume zuzulassen, sondern 
schreckte selbstredend sogar davor ab, 
weitere Optionen in Betracht zu ziehen. 
[…] Die Rentenversicherungsträger 
hatten, nachdem wir diesen Missstand 
mit ihnen diskutiert haben, ein Einse-
hen: 2015 sind sie zu einer off eneren 
Formulierung übergegangen. Gleich-
zeitig wird nun über die Möglichkei-
ten zur Weiterbeschäft igung informiert. 
Mit dem Flexi-Rentengesetz werden ab 
2017 zusätzlich weitere Standardschrei-
ben der Rentenversicherung besser auf 
die Erwerbschancen im Alter hinwei-
sen. Sowohl die Renteninformation, die 
ab dem 27. Lebensjahr regelmäßig zuge-

Die flexi-rente: 
alter 
neu denken

Die flexi-rente: 
alter 
neu denken
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stellt wird, wie auch die Rentenauskunft 
(ab dem 55. Lebensjahr) werden dazu 
aktualisiert.

„Weiterbeschäftigungsverbot“
Am 23. Mai 2014 hat der Bundestag 
zusammen mit dem Rentenpaket die 
arbeitsrechtliche Grundlage der Fle-
xi-Rente beschlossen. Das faktische 
Weiterbeschäftigungsverbot wurde abge-
schafft. Damit ist eines der gravierends-
ten Hemmnisse für die Beschäftigung 
über die Regelaltersgrenze hinaus be-
seitigt worden. Seit dem 1. Juli 2014 
können ältere Beschäftigte ein späteres 
Ausscheiden aus dem Beruf frei, flexibel 
und rechtssicher mit dem Arbeitgeber 
vereinbaren. Dabei reicht es schon aus, 
wenn sich Beschäftigte und Arbeitgeber 
auf einen kleinen Zusatz zum Arbeits-
vertrag einigen. Dort können sie sich frei 
von sonstigen Kündigungsschutz- und 
Befristungsvorgaben auf einen späteren 
Erwerbsaustritt einigen. Diese Verlän-
gerung lässt sich so oft wie gewünscht 
verlängern, wiederholen oder aufheben 
– immer das Einvernehmen vorausge-
setzt.
Mit dieser Neuregelung fiel die entschei-
dende Hürde bei der Beschäftigung äl-
terer Arbeitnehmer. […] Arbeitnehmer 
im Rentenalter können nun jedoch auf 
Wunsch befristet weiterarbeiten – bei 
vollem Rentenbezug. Mittlerweile sind 
fast 50.000 Menschen mehr im Renten-
alter beschäftigt, Tendenz steigend! […]

Flexi-Bonus setzt Anreize
Erreicht ein »Flexi-Rentner« die Regel-
altersgrenze und zahlt weiter in die Ren-
tenkasse ein, so erhält er mehr Rente. 
Egal, welche Konstellation er wählt, 
es ist immer ein lohnendes Geschäft. 
Schon bisher erlaubte es die Renten-
kasse, die Rente später in Anspruch zu 
nehmen. Mit den arbeitsrechtlichen Er-
leichterungen ist dies nun endlich eine 
realistische Option. Für jeden Monat, 
den ein Beschäftigter später in Rente 
geht, also über das Rentenbezugsalter 
hinaus arbeitet und keine Rente in An-

spruch nimmt, erhält er einen Zuschlag 
auf die Rente von 0,5 Prozent […].

Doch auch wer bereits Rente bezieht, 
kann durch Mehrarbeit seine Rente 
aufbessern. Die bisher fälligen Renten-
versicherungsbeiträge, die quasi wie eine 
Strafabgabe wirkten, können nun auch 
im Rentenkonto wirksam werden. Be-
schäftigte Rentner, die ihren eigenen 
Arbeitnehmeranteil zur Rentenversi-
cherung abführen, bekommen diesen 
inklusive des Arbeitgeberanteils gutge-
schrieben. Wer nun also im Alter bei-
spielsweise halbtags neben der Rente 
arbeiten möchte, der kann innerhalb 
eines Jahres über die Beitragszahlun-
gen seine Rente im Schnitt um 20 Euro 
im Monat aufbessern. Früher gingen die 
Beiträge ohne jegliche Gegenleistung im 
großen Rententopf unter und konnten 
nicht individuell geltend gemacht wer-
den.
Zudem werden die leistungslosen Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung ab-
geschafft. Denn Beiträge für Rentner 
an die Bundesagentur für Arbeit ent-
behrten schon immer jeglicher Logik. 
Rentner können schlicht nicht arbeits-
los werden. Aus sozialrechtlicher Sicht 
ist nun eine echte Wahlfreiheit bei der 
Beschäftigung im Rentenalter sicherge-
stellt.

Individuelle Lösungen
[…] Nun können Frührentner neben 
der Rente jährlich 6300 EUR ohne An-
rechnung auf die Rente hinzuverdie-
nen. Dabei ist es völlig unerheblich, wie 
sich dieser Verdienst aufgliedert. Ein 
regelmäßiger Verdienst von 525 EUR 
im Monat kann ebenso gewählt werden 
wie ein besonders hoher Verdienst in 
kürzerer Zeit, solange die Gesamtsum-
me unter 6300 EUR liegt. Erst danach 
kommt es zu einer transparenten und 
verständlichen Anrechnungsregel: Jeder 
Verdienst über dieser Grenze von 6300 
EUR wird zu 40 Prozent auf die Renten-
zahlung angerechnet.

Für einen eventuell darüber liegenden 
Verdienst gilt, dass die angerechne-
te Rente nicht verloren ist. Denn diese 
Rentenzahlung wird nicht eingezogen, 
sondern eingefroren. Die 40-prozentige 
Anrechnung wird im Rentenkonto gut-
geschrieben, und auf diesen Teil sind 
selbstverständlich keine Abschläge mehr 
fällig. Wer also mehr verdient, erwirt-
schaftet damit automatisch auch einen 
Teil seiner Rentenabschläge der Frühren-
te zurück. Insgesamt ermöglicht es diese 
attraktive und verständliche Regel, dass 
zumindest ein Teil der Frührentner nun 
eine realistische Option erhält, auf den 
Arbeitsmarkt zurückzukehren. Die star-
ren Regeln, die zuvor als versehentliches 
Hemmnis galten, sind passé.
Resümee: Alle profitieren!

Auch wenn die Verhandlungen in den 
vergangenen drei Jahren zum Teil sehr 
zäh verliefen, können sich die Ergeb-
nisse sehen lassen: Wer länger arbeiten 
kann und will, für den wird das deut-
lich attraktiver. Der längst überfällige 
Paradigmenwechsel in der Rentenpoli-
tik wird damit hoffentlich eingeleitet. 
Viele Ältere wollen länger arbeiten, weil 
sie darüber Sinnstiftung erfahren. Und 
viele Arbeitgeber brauchen ihre älteren 
Fachkräfte, um weiter erfolgreich auf 
den Märkten unterwegs zu sein. […] 
Die bisherige automatische »Vollbrem-
sung in die Rente« wird langsam abge-
federt. Und vielleicht kommen wir dann 
endlich auch an den Punkt, an dem man 
nicht mehr von einem Renteneintritts-
alter, sondern einem Rentenbezugsal-
ter spricht: Man kann in den Ruhestand 
gehen, muss es aber nicht. Ältere Arbeit-
nehmer können länger arbeiten. Wir 
brauchen sie, und wir wollen sie. 

Carsten Linnemann

Zukunftsfeste Rente
Neue Impulse für die Alterssicherung
Thomas Köster (Hg.)
November 2016, Herder, 240 Seiten, 
25,99 Euro, ISBN: 978-3-451-37706-8
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Trump Land
Walter Niederberger
Geb., 224 S., 17,95 Euro
ISBN 978-3-280-05638-7
Orell Füssli Verlag

Am 8. November 2016 schlägt 
die Stunde der Wahrheit. Dann 
werden wir wissen, wie erfolg-
reich Donald Trump wirklich ist 
und wie sehr ihm die amerika-
nischen Wähler vertrauen und 
Hillary Clinton misstrauen. Ganz 
gleich, wer die USA künftig re-
giert, es bleibt das Bild einer 
tief gespaltenen Nation, die acht 
Jahre nach Obama voller Zorn 
und Selbstzweifel auf einen Erlö-
ser hofft. Trump jedenfalls droht 
die Gesellschaft noch mehr aus-
einander zu reißen.

Am Anfang war das Wort
Martin Treu
Broschur, 216 S., 14,95 Euro
ISBN 978-3-831-90639-0
Ellert & Richter Verlag

2017 wird das Luther-Jahr. 500 
Jahre  ist  es  am  31.  Oktober 
her, dass Martin Luther seine 
95 Thesen an die Wittenberger 
Schlosskirche heftete und damit 
unseren Kontinent grundlegend 
veränderte. Der Autor, Theologe 
und Historiker sowie Geschäfts-
führer der Luther-Gesellschaft in 
Wittenberg, geht in dem reich 
bebilderten Band unter ande-
ren den Fragen nach wie „Wa-
rum gab es die Reformation?“, 
„Wo fand sie statt und wie hat 
sie sich entwickelt?“ oder „Was 
passierte wirklich am 31. Okto-
ber 1517 in Wittenberg?“

Gesellschaftliche Innovation 
und Nachhaltigkeit
3 Bände im Schuber, 34,95 Euro
ISBN 978-3-8029-3946-4
Walhalla Verlag

Die Buchreihe „Gesellschaftliche 
Innovation“ vermittelt Ansätze 
und Anregungen zum nachhalti-
gen Zukunftshandeln. Sie beruht 
auf einer Ringvorlesung an der 
Hochschule München. In den drei 
Bänden „Perspektiven“, „Netz-
werke“ und „Praxis“ stellen die 
Gründer und Unternehmer ihre 
Unternehmen vor. Herausgeber 
der Bände sind Professoren und 
prominente Köpfe der deutschen 
Wirtschaft.

Bürgerbeteiligung
Konzepte und Lösungswege
Geb., 352 S., 49,95 Euro
ISBN 978-3-943951-68-4
Buch Contact

Was  aus  falsch  verstandener 
Bürgerbeteiligung werden kann, 
hat der Austritt Großbritanniens 
aus der EU gezeigt. Auf EU-Seite 
gab und gibt es zu wenig Bür-
gerbeteiligung,  auf  der  Insel 
dagegen zu viel und zu wenig 
argumentative Unterstützung für 
den Verbleib. Dieses Buch bie-
tet Lösungswege und Konzepte, 
vor allem im Bereich „öffentliche 
Planung“. Das scheint auch drin-
gend geboten, denn Deutsch-
land bekommt ja mittlerweile 
kein einziges Großprojekt mehr 
„gebacken“: BER, Elbphilharmo-
nie, diverse Autobahnprojekte, 
Stromtrassen und Bahnhöfe. 

BÜCher für Sie gelesen von Günter F. Kohl 

d.quarks
Der Weg zum digitalen Unter-
nehmen
Broschur, 200 S., 41,10 Euro
ISBN 978-3-86774-554-3
Murmann Verlag

Die beiden Autoren Hentrich und 
Pachmajer verantworten bei PwC 
das Kundensegment Familien-
unternehmen und Mittelstand 
mit dem Beratungsschwerpunkt 
Digitale Transformation und pro-
phezeien „dramatische Verän-
derungen“. Anhand prägnanter 
Fallbeispiele aus Deutschland 
veranschaulichen  sie,  welche 
Chancen die Digitalisierung bie-
tet, ganz gleich ob das Unter-
nehmen nun Kabel, Schrauben, 
Ventile, Maschinen, Autos, Be-
kleidung oder Elektrogeräte her-
stellt. Das Buch ist ein Kompass 
zu einem erfolgversprechenden 
Transformationsprozess.

Professionelles Mentoring
Geb., 366 S., 69,00 Euro
ISBN 978-3-64807185-4
Hauffe Verlag

Wollen Sie auch bisher verbor-
gene Potenziale Ihrer Mitarbei-
ter erkennen, die Lernfähigkeit 
der Organisation fördern oder 
möchten sich als Mentor oder 
Mentorin  engagieren?  Dann 
sollten Sie sich dieses Buch, das 
jetzt in erster Auflage erschienen 
ist, einmal ansehen. Die beiden 
Autorinnen geben einen kom-
pakten Einblick, Überblick und 
Ausblick auf das interne Mento-
ring. Lobenswert sind die vielen 
Best-Practice-Beispiele – alle-
samt nicht nur abwechslungs-
reich, sondern auch anschaulich 
und lehrreich.

Wo liegt das Problem?
Geb., 278 S., 39,95 Euro
ISBN 978-3-943951-62-2
Metzner Verlag

Im Untertitel versprechen die 
beiden Autoren eine Anleitung 
dazu, das Team in nur drei Stun-
den wieder arbeitsfähig zu ma-
chen. Ich bin mir nicht sicher, wie 
das glücken soll, denn das Buch 
zu bearbeiten, zu verstehen und 
in die Praxis umzusetzen, dauert 
sicher schon 30 Stunden. Egal, 
wenn es denn gelingt, mit den 
dargestellten  Methoden  und 
Fallbeispielen aus der Problem-
falle rauszukommen, ist es den 
Schweiß  der  Edlen  wert.  Die 
Frage „Wo liegt das Problem?“ 
ist tatsächlich der Schlüssel zur 
Wiederherstellung der Arbeits-
fähigkeit.

Fußball EM 2016
Bildband mit zahlreichen Fotos
Hardcover
ISBN 978-3-8319-0631-4
Ellert & Richter Verlag

Die  EM  ist  schon  „fast“  Ge-
schichte, zumal es mit dem Titel 
nicht geklappt hat und Olympia 
in Rio noch nachhallt, aber ge-
standene Fußballfans können 
mit diesem Band die Wochen 
in Frankreich noch einmal  le-
bendig werden lassen. Sportre-
porter Gerd Delling zeichnet als 
Herausgeber für den Bildband 
mit  seinen  stimmungsvollen 
Reportagen und aufwändigen 
Fotostrecken verantwortlich.
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Einen großen Schritt in die Zukunft geht 
Mercedes-Benz mit der neuen E-Klasse. 
Die zehnte Generation der Business-Li-
mousine setzt gestalterische Akzente 
mit einem klaren Design sowie einem 
exklusiven Interieur. Zudem feiern in 
der E-Klasse zahlreiche technische In-
novationen ihre Weltpremiere. Sie er-
möglichen sicheres Fahren sowie neue 

Dimensionen der Fahrerentlastung. 

Die Front ist je nach Design- und Aus-
stattungs-Line unterschiedlich gestaltet. 
Im Heck machen breite Schultern über 
den hinteren Radläufen einen kraftvollen 
Eindruck. Das Innere der neuen E-Klas-
se ist geprägt von zwei breiten hochauf-
lösenden Displays mit jeweils 12,3 Zoll 

Bilddiagonale der nächsten Generation. 
Dieses Widescreen-Cockpit beinhaltet 
als Kombiinstrument ein großes Display 
mit virtuellen Instrumenten im direkten 
Blickfeld des Fahrers sowie ein Zentral-
display über der Mittelkonsole. Die Optik 
dieses Instruments kann der Fahrer aus 
drei verschiedenen Stilen selbst wählen: 
„Classic“, „ Sport“ und „Progressive“. Au-
ßerdem kann er nach Belieben die für ihn 
relevanten Informationen und Ansichten 
konfigurieren.
Berührungssensitive Touch Controles im 
Lenkrad reagieren auf horizontale und 
vertikale Wischbewegungen. Zusätzlich 
gibt es zur Steuerung des Infotainment-
systems weitere Bedienmöglichkeiten: ein 
Touchpad mit Controller in der Mittel-
konsole, das sogar Handschriften erkennt 
und die Sprachsteuerung. 

Für die neue E-Klasse stehen die Modelle 
E 200 mit Vierzylinder-Benzinmotor und 
E 220 d mit einem neu entwickelten Vier-
zylinder-Dieselmotor sowie der E 350 d 
mit Sechszylinder-Diesel zur Verfügung.
 Günter F. Kohl

Citroen Jumpy  komplette Neuentwicklung eines allroundtalents
Mit dem neuen Jumpy hat Citroen einen 
preiswerten, zweckmäßigen und mit pfiffi-
gen Details ausgestatteten Lieferwagen, der 
je nach Ausbau als Kastenwagen zum Ma-
terialtransport oder mit neun Sitzplätzen 
zum Personentransport verwendet werden 
kann. Die komplette Neuentwicklung die-
ser modularen Plattform ist ein Angebot an 
viele Gewerbetreibende, Dienstleister oder 
Körperschaften. Mit seinem Einstiegspreis 
von 23.000 Euro, seinen Längenvarianten 
zwischen 4,60 und 5,30 Meter, einer Nutz-
last von bis zu 1.400 Kilogramm und einer 
Höhe von nur 1,90 Meter sind die wich-
tigsten Kennzahlen genannt.
Sensorgesteuerte Schiebetüren, ein 
Head-up Display, Rückfahrkamera, Ver-
kehrszeichenerkennung, Navi, eine Auf-
merksamkeitswarnung und sehr sparsame 
Dieselmotoren werten diesen kompakten 
Lastesel auf. Günter F. Kohl Kompakter Lastesel zu einem akzeptablen Preis: Citroen Jumpy

Auch bei Mercedes hat die automobile Zukunft längst begonnen, und zwar mit weiterer Digitali-
sierung und größerer Entlastung am Lenker

Die neue e-klasse
Chic im Design
innovativ in der technik
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Pro: 
Die abgeltungsteuer widerspricht 
dem Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes
Unser Steuerrechtssystem basiert 
auf unserem Grundgesetz. Und 
hier sind es im Wesentlichen zwei 
grundlegende Prinzipien, gegen 
die meines Erachtens die Abgel-
tungsteuer verstößt: Zum einen 
der Gleichheitsgrundsatz aus Ar-
tikel 3 des Grundgesetzes und 
daraus folgend das Prinzip der 
Besteuerung entsprechend der 
Leistungsfähigkeit. Es kann nicht 
richtig und gerecht sein, dass zum 
Beispiel Arbeitseinkommen und 
Renten sowie Einnahmen aus 
selbstständiger Tätigkeit und Ver-
mietung in vollem Umfange der 
Einkommensteuer unterliegen, 
die meisten Einkünft e aus Kapital-
vermögen jedoch nicht. Auch die 
häufi g angeführte Begründung, 

dass ein Teil der Zinserträge ein 
Ausgleich für die Geldentwertung 
seien, verfängt nicht. Denn auch 
jede Lohnerhöhung oder Renten-
steigerung ist durch die Infl ation 
begründet. Die ist im Übrigen seit 
einigen Jahren sehr gering. 

Aus fi skalischen Gründen er-
scheint es durchaus sinnvoll, eine 
Kapitalertragsteuer als Erhebungs-
form der Einkommensteuer un-
mittelbar an der Ertragsquelle zu 
erheben. Danach ist jedoch eine 
normale Einkommensteuerveran-
lagung durchzuführen, damit eine 
Gleichbehandlung mit den ande-
ren Einkunft sarten stattfi ndet. Das 
Argument, dass Deutschland sich 
den Regelungen in anderen Län-
dern anpassen muss, kann nicht 
gelten. Zum einen sind die Rege-
lungen in den einzelnen Ländern 
sehr unterschiedlich (zwischen 
zehn und 35 Prozent). Zum an-
deren hat die Finanzkrise gezeigt, 
dass viele ausländische Anleger ihr 
Kapital gerne in deutschen  Bun-
deswertpapieren anlegen, obwohl 
für einige Laufzeiten inzwischen 
negative Zinsen berechnet wer-
den. Die Bonität und damit die 
Sicherheit der Anlage gehen vor 
Rendite. Im Sinne einer gerechten 
Besteuerung plädiere ich für eine 
Abschaff ung der Abgeltungsteuer 
und damit eine Besteuerung aller 
Kapitalerträge wie andere Ein-
kunft sarten.

Norbert Nettekoven (geb. 1950) war von 
1975 bis zu seinem Ruhestand 2016 als 
Wirtschafts- und Steuerberater bei der 
DHPG Dr. Harzem & Partner Gruppe tätig. 
Nettekoven ist seit 2009 stellvertreten-
der Landesvorsitzender der MIT NRW und 
Kreisvorsitzender der MIT Rhein-Sieg. Er 
ist verheiratet und hat zwei erwachsene 
Kinder.

IHRE MEINUNG ZÄHLT 
Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/mitma-
chen/umfrage können Sie darüber ab-
stimmen, ob die EU-Sanktionen gegen 
Russland aufgehoben werden sollten. 

„Besser 25 Prozent von X 
als 42 Prozent von nix.“ 
Mit dieser Aussage plädier-
te einst Peer Steinbrück 
(SPD) für die Beibehaltung 
der Abgeltungsteuer. Geg-
ner der Abgeltungsteuer 
argumentieren, dass der 
Steuersatz von 25 Prozent 
auf Zinsen und Dividenden 
plus Soli und Kirchensteuer 

Sollte die Abgeltungsteuer 
abgeschafft werden?

IHRE MEINUNG ZÄHLT
Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Webseite! Unter www.mit-bund.de/mitmachen/umfra-
ge können Sie darüber abstimmen, ob die Abgeltungsteuer abgeschafft werden sollte. 
Über das Endergebnis der Umfrage informieren wir Sie im MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie 
diesen noch nicht erhalten, können Sie ihn unter www.mit-bund.de/newsletter kosten-
los abonnieren.

Pro & CoNtra
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Sollte die Abgeltungsteuer 
abgeschafft werden?

Olav Gutting MdB ist Rechtsanwalt und 
Sozius in der Kanzlei „Gutting Steuerbe-
rater und Rechtsanwälte“. Als direkt ge-
wählter Bundestagsabgeordneter für den 
Wahlkreis Bruchsal-Schwetzingen ist er 
Mitglied im Finanzausschuss und im Vor-
stand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
sowie Mitglied der MIT. 

CoNtra: 
Die abgeltungsteuer entlastet 
Bürger und Verwaltung von 
unnötiger Bürokratie
Bei der Diskussion um die Ab-
schaff ung der Abgeltungsteuer 
muss man sich die mit ihrer Ein-
führung verfolgten Ziele klar vor 
Augen führen: Kapitalfl ucht und 
Steuerhinterziehung durch eine 
einfache und zugleich im interna-
tionalen Vergleich attraktive Be-
steuerung zu verringern bzw. zu 
vermeiden. Diese erfolgreich er-
reichten Ziele würden bei Ab-
schaff ung der Abgeltungsteuer zum 
jetzigen Zeitpunkt wieder rück-
gängig gemacht, denn die Einbe-
ziehung von Kapitalerträgen im 
Rahmen der regulären Besteue-
rung kann derzeit nicht sicherge-
stellt werden. Wenn überhaupt, 
dann kann über die Abschaff ung 
der Abgeltungsteuer erst dann 
nachgedacht werden, wenn der ab 
2017 geltende automatische inter-
nationale Informationsaustausch, 
der einen Meilenstein bei der Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung 
darstellt, in der Praxis funktioniert. 
Aber auch dann gilt es, die Vortei-
le der Abgeltungsteuer gegenüber 
deren Nachteilen genau abzuwä-
gen. Dabei wird man feststellen, 
dass die Vorteile von erheblichem 
Gewicht sind: Das System der Be-
steuerung an der Quelle funktio-
niert und die Abgeltungsteuer 
entlastet Bürger und Verwaltung 
von unnötiger Bürokratie. 

Die Abgeltungsteuer hat die Be-
steuerung von Kapitalerträgen 
schlichtweg transparenter und 
einfacher gemacht. Würde die 
Abgeltungsteuer hingegen ab-

geschafft  , wären Ausgleichsme-
chanismen erforderlich, die die 
steuerliche Vorbelastung der Di-
videnden auf Unternehmensebe-
ne berücksichtigen. Zudem müsste 
der Werbungskostenabzug zwin-
gend wieder zugelassen werden. 
Vor diesem, aber auch vor dem 
Hintergrund, dass viele EU-Mit-
gliedstaaten ebenfalls gute Erfah-
rungen mit der Abgeltungsteuer 
gemacht haben, sollte im Interesse 
der Wettbewerbsfähigkeit unseres 
Finanzstandortes die Abgeltung-
steuer in ihrer bisherigen Form 
zumindest bis auf Weiteres beibe-
halten bleiben.

IHRE MEINUNG ZÄHLT
Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Webseite! Unter www.mit-bund.de/mitmachen/umfra-
ge können Sie darüber abstimmen, ob die Abgeltungsteuer abgeschafft werden sollte. 
Über das Endergebnis der Umfrage informieren wir Sie im MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie 
diesen noch nicht erhalten, können Sie ihn unter www.mit-bund.de/newsletter kosten-
los abonnieren.

die Reichen begünstige, da 
Gehälter auch mit bis zu 45 
Prozent besteuert würden. 
Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage: Soll-
te die Abgeltungsteuer ab-
geschafft werden? Die Bei-
träge geben die persönli-
che Meinung der Autoren 
wieder.

Pro & CoNtra
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Compliance – „Nicht lügen, 
nicht betrügen, nicht stehlen!“

Nicht nur aus der Automobilindustrie und dem Bankgeschäft 
sind die großen und kleinen Verstöße gegen gesetzliche und 
selbst auferlegte Regelungen bekannt. Jeder Mittelständler 
kann betroffen sein. Andreas Braun von der Finanzgruppe Ta-
lanx berichtete bei den 23. „Gesprächen MIT Genuss“  der MIT 
Lüneburg von den Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Unternehmenskultur. Jeder Mittelständler sei gefordert, sich mit 
Compliance in seinem Unternehmen zu beschäftigen und für re-
geltreues Wirtschaften zu sorgen. Braun zitierte den früheren 
Bundesfinanzminister Theo Waigel: „Compliance dient der Ein-
haltung von Verhaltensregeln, die die Einhaltung von Gesetzen 
sichern.“ „Eigentlich ist es so einfach wie im Kindergarten“, so 
Braun. „Du sollst nicht lügen, nicht betrügen und nicht stehlen!“

MIT Lüneburg

Besuch der Mannheimer 
Morgen Großdruckerei

Peter Pfeiffer führt für 
weitere zwei Jahre

1946 erteilte die US-Besatzungsmacht die Lizenz für eine Zei-
tung in Mannheim – die Geburtsstunde des Mannheimer Mor-
gen. Täglich werden 120.000 Exemplare unterschiedlicher Zei-
tungen gedruckt. Bei einem Vortrag der MIT Mannheim wurde 
zunächst über die Geschichte, Redaktion, Druck und Versand 
der Tageszeitung informiert, bevor der Rundgang zu den Herz-
stücken der Großdruckerei führte. Vor allem die hochmodernen 
Druckmaschinen beeindruckten nicht zuletzt wegen ihrer Grö-
ße und Geschwindigkeit. Aber auch das monumentale Papier-
lager, die Sortier- und Logistiksysteme fanden reges Interesse. 

Die Wahlen der MIT Hildesheim waren nach den Berichten des 
Kreisvorsitzenden Peter Pfeiffer, des Kreisschatzmeisters Pe-
ter Radtke und des Kassenprüfers Jürgen A. Grünheid offen-
bar nur noch Formsache: Peter Pfeiffer wurde einstimmig in 
seinem Amt als Kreisvorsitzender bestätigt. Nach den Wahlen 
referierte der Hauptgeschäftsführer der MIT Niedersachsen, 
Andreas Sobotta, über das Thema „Die neue Mittelstandspoli-
tik im Bund und in Niedersachsen“. Sobotta empfahl für die 
kommenden Wahlen, die inhaltlichen und thematischen Unter-
schiede deutlicher herauszustellen. Es sei ein Fehler, bereits mit 
einem Kompromiss in Verhandlungen zu gehen. Die Union täte 
gut daran, klar zu sagen, was sie wolle. 

MIT Hildesheim

MIT Bremerhaven

MIT Mannheim

BreXit – und was nun?

Die  MIT  Bremerhaven  hat  den  Europaabgeordneten  Da-
vid McAllister eingeladen, um vor über 100 Teilnehmern den 
Ausgang des BREXIT-Referendums zu diskutieren. Das Re-
ferendum mache den großen Riss quer durch die britische 
Gesellschaft deutlich, sagte McAllister. Die Gräben der EU-
Befürworter und -Gegner seien groß. Das Ergebnis sei für das 
Vereinigte Königreich, aber auch für Europa dramatisch. Auch 
die Gewinner des BREXIT wüssten zurzeit offenbar nicht, wie 
sie damit umgehen sollten. Das Referendum werde die EU 
nachhaltig verändern. McAllister betonte, dass ein besseres 
Europa und nicht mehr Europa nötig sei.
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NEU
Nutzen auch Sie die Möglichkeit, auf der Internet-Seite der MIT 

Bund und gegebenenfalls im MittelstandsMagazin über Ihre Ver-

anstaltungen, Initiativen und politischen Erfolge zu informieren. 

Bitte reichen Sie Ihre Beiträge über unser Online-Formular ein: 

neue Webseite: www.mit-bund.de/basis

Mittelstand im hafen hamburg 
– Wege aus der krise!

Die schlechten Nachrichten vom Hamburger Hafen haben in 
letzter Zeit ein nur schwer erträgliches Maß erreicht. Die MIT 
Hamburg hat daher mit dem renommierten Hafen-Klub ein 
Event zum Thema „Mittelstand im Hafen - Wege aus der Kri-
se“ durchgeführt. Neben Schlickproblemen, die ein Anlegen 
von beliebten Kreuzfahrtschiffen im Cruise Center in der Ha-
fencity genauso verhindern wie das Anlegen großer Container-
schiffe an bestimmten Terminals, ist vornehmlich der Mittelstand 
im Bereich Hafen- und Logistikwirtschaft durch Entscheidungen 
der zuständigen Hamburger Behörden betroffen. Die MIT hat 
zwischenzeitlich eine Arbeitsgruppe „Hafenpolitik“ eingesetzt, 
deren Ziel die mittelfristige Identifi kation der wichtigsten poli-
tischen Anliegen des Hafens ist.

MIT Hamburg

spahn: „CDU-Wahlprogramm 
ohne steuerentlastungen 
für 2017 nicht denkbar“

Die MIT Lingen hat gemeinsam mit dem CDU-Stadtverband Lin-
gen Unternehmer zum Frühstück mit dem CDU-Bundespoliti-
ker Jens Spahn eingeladen. Der Parlamentarische Staatssekre-
tär im Bundesfi nanzministerium mahnte an, dass Deutschland 
in der jetzigen guten wirtschaftlichen Situation die Weichen für 
morgen stellen müsse. In der anschließenden Diskussion, die 
vom MIT-Vorsitzenden Wolfang Paus moderiert wurde, forderten 
die MIT-Mitglieder, dass ein Drittel der Steuermehreinnahmen an 
die Steuerzahler zurückgegeben werde. Spahn betonte, dass die 
MIT mit ihrem jüngsten Steuerkonzept die Diskussion über alle 
Parteigrenzen hinweg angeschoben habe. „Dank der MIT ist ein 
Wahlprogramm der CDU ohne Steuersenkungen für die nächste 
Bundestagswahl nicht denkbar“, sagte Spahn.

MIT Lingen

„Daten-erklärer“ sieht 
Chancen und risiken

Bei einem ersten Blick auf den sogenannten „Zukunftsatlas“ 
der Baseler Beratungsfi rma Prognos scheint die Tendenz für 
den Kreis Paderborn negativ. Von 402 Kreisen und kreisfreien 
Städten belegt der Kreis Paderborn in Sachen „Zukunftsfähig-
keit“ deutschlandweit Rang 109. Die Details dieses Rankings 
erläuterte der Prognos-Experte Peter Kaiser beim Sommer-
gespräch in Bad Lippspringe auf Einladung der MIT Pader-
born. MIT-Kreisvorsitzender Ulrich Lange will sich mit seiner 
Vereinigung auch weiterhin der Herausforderung stellen, den 
Kreis Paderborn zukunftsfest zu machen, und setzt dabei auf 
einen intensiven Dialog mit Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft. 

MIT Paderborn
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„Sicherheit braucht eine starke Wirtschaft - 
Mittelstand und Mittelschicht entlasten!“ – 
unter diesem Motto sprachen Bayerns Mi-
nisterpräsident und CSU-Vorsitzender Horst 
Seehofer und Staatsminister Joachim Herr-
mann vor rund 400 Delegierten und Gästen 
des Bayerischen Mittelstandstages in Er-
langen. MU-Vorsitzender Hans Michelbach 
und seine Stellvertreter Peter Götz, Bern-
hard Kösslinger und Thomas Schmatz wur-
den mit großer Mehrheit im Amt bestätigt. 
Als weiterer Stellvertreter neu gewählt ist 
Peter Erl.
In ihrem Leitantrag nennt die MU „10 zen-
trale Forderungen für das Regierungspro-
gramm  2017“:  dazu  zählen  Steuersen-
kungen wie ein Einkommensteuertarif auf 
Rädern, die Entlastung der Mittelschicht 
durch  eine  Abflachung  des  Einkommen-
steuertarifs, ein schnelleres Auslaufen des 
Soli und die Abschaffung der Vorfälligkeit 
der Sozialbeiträge.
Weitere Anträge behandelten ein Maßnah-
menpaket zur Digitalisierung: mit einem 
Gütesiegel IT-Sicherheit, einem Bundesdi-
gitalisierungsplan analog dem Bundesver-
kehrswegeplan und zielgerichteter Förde-
rung für kleine und mittlere Unternehmen. 
Die MU will die Meisterpflicht wieder einfüh-
ren und höhere Beiträge in der Renten- und 
Gesundheitspolitik verhindern. Die Brexit-

Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer 
und Staatsminister Joachim Herrmann 

beim Bayerischen Mittelstandstag
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Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer 
und Staatsminister Joachim Herrmann 

beim Bayerischen Mittelstandstag
Verhandlungen sollen „zum gegenseitigen 
Vorteil“, aber ohne „Rosinenpickerei“ ge-
führt werden. Eine EU-Einheitssozialpolitik 
dürfe es nicht geben; es müsse Schluss sein 
mit der „Politik des billigen Geldes“ durch 
die EZB.
MU-Vorsitzender Hans Michelbach, MdB, 
unterstrich: „Rekordsteuereinnahmen, Re-
kordbeschäftigung und solide Wachstums-
raten sind das Ergebnis eines erfolgreichen 
Mittelstandes und einer leistungsstarken 
Mittelschicht. Beide erwirtschaften das Geld 
für Sicherheit, für Sozialsysteme und Inte-
gration. Wer Sicherheit will, braucht eine 
starke Wirtschaft. Deshalb müssen wir al-
les dafür tun, Mittelstand und Mittelschicht 
zu entlasten statt weiter zu belasten.“ 
Bei der Verleihung der Bayerischen Mittel-
standspreise  wurden  Unternehmen  aus-
gezeichnet,  die  beispielhaft  für  Spitzen-
leistungen im Mittelstand, sowie für eine 
besondere  regionale Verbundenheit  ste-
hen. Die diesjährigen Preisträger sind: MTG 
Kommunikations-Technik (München), die 
Andechser Molkerei Scheitz (Oberbayern), 
Penzkofer  Bau  (Niederbayern),  Voit  Ste-
fan (Oberpfalz), Horn Metallbau (Oberfran-
ken), Hubert und Norbert Nägel (Mittelfran-
ken), JOPP Holding (Unterfranken), FRAPACK 
(Nürnberg, Fürth, Schwach), GTG Gummi-
technik (Schwaben), AVAG (Augsburg).
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ich bin in der Mit, weil …
 „… die MIT die Möglichkeit bietet, die 
Politik für Themen des Mittelstandes zu 
sensibilisieren.“

Tanja Westkämper

Tanja Westkämper (43) wurde in Pader-
born geboren und ist auf einem landwirt-
schaftlichen Betrieb mit Schweinemast, 
Spargel-, Erdbeer- und Kartoffelanbau 
aufgewachsen. Nach ihrem Abitur stu-
dierte sie BWL mit dem Schwerpunkt 
Mittelständische Wirtschaft an der Fach-
hochschule der Wirtschaft in Paderborn 
und beendetet dieses als Diplom-Kauf-
frau. Seitdem arbeitet sie als Produkt-
managerin in der Konsumgüterindustrie 
und hat in ihrer berufl ichen Laufbahn so-
wohl Lebensmittel produzierende Groß-
unternehmen als auch klassische Mit-
telständler in Ostwestfalen-Lippe und 
Bayern kennengelernt.
 Zurück in ihrer Heimat, wo sie jetzt in 
einem mittelständischen Unternehmen 
der Chemiebranche tätig ist, engagiert 
sie sich als Beisitzerin im Kreisvorstand 
der MIT Paderborn, weil sie den Mittel-
stand sowohl aus der Perspektive des 
selbstständigen Unternehmers in Form 
ihres  Vaters  als  auch  als  Angestellte 
kennengelernt hat und er ihr entspre-
chend vertraut ist.

Tanja Westkämper ist im Juli 2016 in die 
MIT Paderborn eingetreten.

 „… Mittelstand und Politik gerade auf 
regionaler Ebene nur gemeinsam erfolg-
reich für die Menschen wirken können.“

Marco Müller

Der gebürtige Riesaer Marco Müller (40) 
hat die Umbrüche in seiner Heimatstadt 
hautnah miterlebt. Als einer der größten 
Stahlstandorte der DDR war Riesa vom 
Strukturwandel ab 1990 stark betroffen. 
Während in einem Kraftakt Investoren – 
inklusive eines Stahlproduzenten – ge-
wonnen wurden und die Stadt eine neue 
Chance erhielt, absolvierte Marco Müller 
ein Jurastudium, hielt aber stets Kontakt 
in die Heimat. Schließlich ließ er sich als 
Anwalt in einer Kanzlei in Riesas Innen-
stadt nieder.
Marco Müller engagierte sich als Spre-
cher der CDU-Fraktion im Stadtrat stark 
für den heimischen Mittelstand. Seit Ok-
tober 2014 ist er Oberbürgermeister der 
Großen Kreisstadt Riesa. Neben verschie-
denen anderen Ehrenämtern fungiert er 
als Vorsitzender des Fördervereins der 
Staatlichen  Studienakademie.  In  der 
Ausbildung  von  Fachkräften  sieht  er 
eine wesentliche Notwendigkeit für die 
Entwicklung der regionalen Wirtschaft. 
Marco Müller ist verheiratet und Vater 
eines Sohnes.

Marco Müller ist im Oktober 2016 in die 
MIT Meißen eingetreten.

 „… eine fl orierende mittelständische 
Wirtschaft Grundlage für sozialen Frie-
den und Wachstum ist und ich an diesem 
Erfolg mitarbeiten will.“

Mirco K. Mucko

Mirko K. Mucko (44) ist Gründer und Ge-
schäftsführer der Fresh Minds Consul-
ting  GmbH,  einer  Unternehmensbera-
tung, die seit 2004 Qualitätssicherung 
in IT-Projekten organisiert. Nach seinem 
IHK-Abschluss als Industriekaufmann und 
dem BWL-Studium an der Heinrich-Hei-
ne-Universität in seiner Heimatstadt Düs-
seldorf arbeitete er in Neuss und Stutt-
gart als Account Manager bei ALCATEL. 
Später studierte er Informatik und setzte 
seine Fähigkeiten ein, um in Köln als Ge-
sellschafter eine Unternehmensberatung 
mit aufzubauen. Seit Verkauf seiner An-
teile hat Mirko Mucko seinen Fokus ganz 
auf sein eigenes Unternehmen für Ma-
nagement in der Qualitätssicherung ge-
legt und u.a. die Deutschen Bank und die 
Deutschen Telekom in großen Program-
men beraten. Neben den berufstypischen 
Qualifi kationen ist Mirko Mucko vom DV-
NLP zertifi ziert und wendet sein Wissen 
zur Konfl iktlösung an. Seit Anfang 2015 
ist Frankfurt am Main seine Wahlheimat 
wo er mit seiner Ehefrau und seinen bei-
den Kindern lebt.

Mirco K. Mucko ist im September 2016 in 
die MIT Frankfurt am Main eingetreten.

NeU iN Der Mit

BLEIBEN SIE INFORMIERT MIT DEM MIT:NEWSLETTER!Schreiben Sie eine E-Mail an mail@mit-bund.de und Sie erhalten zu-künftig elektronische Post aus dem Berliner  Regierungsviertel. Alle 14 Tage informieren wir Sie über Initiativen, Inhalte und Interna der MIT. Selbstverständlich dienen Ihre Daten ausschließlich der  Verwendung durch die MIT und werden nicht an Dritte weitergegeben.
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Der Bundesvorsitzende unterwegs…

NeUes
aUs Der
BUNDesGesChäftsstelle
Der neue Web-Baukasten der MIT

Der MIT-Bundesverband hat seinen Internetauftritt (mit-bund.de) umpro-

grammiert und in der Struktur verbessert. Auf Basis der erneuerten MIT-

Webseite können auch weitere MIT-Gliederungen das Baukastensystem 

übernehmen. Zudem können Inhalte von der MIT-Webseite automatisch 

auf der Verbands-Webseite eingebettet werden, beispielsweise aktuelle 

Meldungen und Pressemitteilungen. Damit bleibt die Website stets aktuell.

Das neue System ist gerade für nicht IT-affi ne Website-Verantwortliche ge-

eignet. Mit dem Baukasten können Inhalte leichter erstellt und platziert wer-

den. Der MIT-Bundesverband hat dabei die Investition für das Basisgerüst 

übernommen. Die Verbände, die den Baukasten übernehmen wollen, müs-

sen eine monatliche Gebühr zahlen. Als „Testverband“ haben wir mit der MIT 

Rheinland-Pfalz zusammengearbeitet (www.mit-rlp.de). Bei weiteren Fragen 

steht Richard Praetorius als Ansprechpartner der MIT-Bundesgeschäftsstel-

le zur Verfügung, Tel. 030 220798-13 oder praetorius@mit-bund.de.

„Es gibt eine allgemeine Elitenverdrossenheit. Die Parteien müssen sich wie-

der unterscheiden können.“

Carsten Linnemann zu den schlechten CDU-Wahlumfragen, 12. Oktober, Neue 

Westfälische

„Es spricht für ein fatales Unternehmerbild, wenn die Regierung den Arbeit-

gebern systematische Lohndiskriminierung vorwirft. In keiner Studie konn-

te nachgewiesen werden, dass es bei exakt gleicher Stundenzahl, Aufgaben-

beschreibung, Verantwortung, gleicher Ausbildung und Berufserfahrung eine 

Lohndiskriminierung gibt.“

Jana Schimke, 8. Oktober, Dresdner Neueste Nachrichten

„Es muss jetzt Schluss sein mit Versprechungen im Wahlkampf zum Thema Ren-

te. Wir brauchen Planungssicherheit für eine ganz lange Zeit. […] Wir müssen 

vor allem etwas für Geringverdiener bei der betrieblichen Altersvorsorge tun, 

die im Rentenalter bedürftig sein werden.“

Carsten Linnemann, 15. Oktober, n-tv.de 

„Draghi macht die Euro-Zone zu einer Schulden-Haftungsunion und die EZB 

durch ihre Anleihekäufe zu einer Bad Bank.“

Hans Michelbach, 28. September, Rheinische Post

MIT in den Medien

5. November, 09:30 Uhr
DDIM - Dachgesellschaft Deutsches Interim Management e.V.
„Mittelstandspolitik in Deutschland - Quo vadis?“ 
Düsseldorf
 

11. November, 11:00 Uhr
CDA Deutschlands
„Welche Reformen braucht das deutsche Alterssicherungssystem?“
Berlin
 

14. November, 19:30 Uhr
Verband der Familienunternehmer
Beliebigkeit in der Politik – Zurück zur Sozialen Marktwirtschaft
Hamburg 
 

15. November, 12:30 Uhr
Wirtschaftsclub Düsseldorf
„Die machen eh, was sie wollen – Wege aus der Vertrauenskrise“
Düsseldorf
 

15. November, 15:00 Uhr
MIT Nordrhein-Westfalen
„Politik und Wirtschaft – Parallelwelten?“
Düsseldorf
 

15. November, 18:00 Uhr
Volksbanken Dinslaken eG, Rhein-Lippe eG und Schermbeck eG
„Der Mittelstand als Motor für Wachstum und Beschäftigung 
in Deutschland“
Schermbeck
 

17. November, 11:00 Uhr
Finanzausschuss IHK Bielefeld
„Flüchtlingskrise, Nullzins, Bevölkerungsalterung –
 Wohin steuert Deutschland?“ Das Steuerkonzept der MIT 
Bielefeld
 

17. November, 19:00 Uhr
MIT Bergstraße
„Der Mittelstand bleibt Rückgrat unserer Wirtschaft“
Lampertheim
 

18. November, 19:00 Uhr 
MIT Tuttlingen
„Wirtschaftspolitik in Deutschland – Antworten der MIT“
Rietheim-Weilheim
 

19. November,  10:00 Uhr
MIT Brandenburg, Landesmittelstandstag
„Flexi-Rente, Kalte Progression und Co. – 
wie die MIT Politik gestaltet!“
Cottbus
 

22. November, 17:00 Uhr
KAS Hauptstadtforum 
„Steuerpolitik für die Mitte“
Berlin
 

25. November, 09:00 Uhr
MIT Bremerhaven
„Wirtschaftspolitik im Spannungsfeld von Flüchtlingskrise, 
Demographie und Digitalisierung“
Berlin
 

25. November, 10:45 Uhr
Junger Wirtschaftsrat Deutschland
„MIT:GESTALTEN - Mittelstandspolitik erfolgreich umsetzen“
Berlin
 

29. November, 19:00 Uhr
Governance Circle
„Deutschlands Zukunft: Verantwortung von Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft“
Berlin
 

„Es gibt eine allgemeine Elitenverdrossenheit. Die Parteien müssen sich wie-
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Günter F. Kohl 
ist Chefredak-
teur und Ver-
leger des Mittel-
standsMagazins

Zu Beginn bediene ich mich ein-
fach mal bei Wolfgang Bosbach, der 
in seinem jüngsten Buch (siehe S. 6) 
über den Modernisierungskurs der 
Merkel/Tauber-Union zu Protokoll 
gibt:

„Die CDU hat deutlich gemacht, dass 
sie dringend einen sogenannten Mo-
dernisierungsschub braucht. Da ge-
hören Politiker wie ich eher zu den 
Auslaufmodellen. Bereits vor zwei 
Jahren hat Generalsekretär Tauber 
verkündet, dass die CDU ‚jünger, bun-
ter, weiblicher‘ werden soll. So richtig 
passt das ja wirklich nicht zu mir. Ich 
werde ständig älter, nicht jünger. Frau 
werde ich auch nicht mehr, und an-
gesichts meines Geburtsortes Bergisch 
Gladbach wird man selbst im fernen 
Berlin nicht behaupten, dass ich einen 
Migrationshintergrund habe.“

Besser kann jemand in diesen Zeiten 
seine Entfremdung innerhalb des 
CDU-Teils der Union nicht artiku-
lieren. Dass an dem Merkel-Tauber-
Kurs, koste es, was es wolle, derart 
stur festgehalten wird – obwohl das 
Adjektiv „alternativlos“ ja inzwischen 
ebenso gemieden wird wie der Satz 
„Wir schaff en das“ – verwundert an-
gesichts der Faktenlage besonders.

Auch wenn die Union sich demosko-
pisch leicht stabilisiert, sind die Um-
fragewerte, gemessen an früheren, 
unterirdisch, ganz zu schweigen von 
den letzten Wahlergebnissen.

Die Union verliert weiterhin drama-
tisch Spender und Mitglieder, trotz 
aller Bemühungen und Kampagnen 
zur Mitgliederwerbung. Neuzugänge 
gleichen jedoch seit langem die Ver-
luste nicht mehr aus. 

Die ewige Schere zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit

Gleiches gilt auch für die Mittel-
stands- und Wirtschaft svereinigung 
der CDU/ CSU, Herausgeberin die-
ses Magazins und nach eigener Dar-
stellung mit ihren 25.000 Mitgliedern 
„der stärkste und einfl ussreichste 
parteipolitische Wirtschaft sverband 
in Deutschland“. In den letzten 15 
Jahren ist die Mitgliedschaft  um fast 
30 Prozent geschrumpft  und gleich-
zeitig gealtert. Der Männeranteil be-
trägt 87,6 Prozent, die meisten sind 
55 und älter. Nur fünf Prozent aller 
MIT-Mitglieder sind 34 Jahre und 
jünger. 

Es ist off ensichtlich: Die Alterung 
unserer Gesellschaft  ist personell bei 
den Parteien und ihren Gliederun-
gen angekommen, thematisch aber 
off enbar nicht im gleichen Maße 
und noch nicht bei allen jüngeren 
Führungskräft en. Zudem wird die 
Schere zwischen der politischen Ein-
stellung der meisten Mitglieder und 
den Politik-Angeboten für poten-
zielle Unions-Wähler immer größer. 
Der bereits zitierte Generalsekre-
tär polarisierte nach innen so: „Wer 
hier nicht für Angela Merkel ist, ist 
ein Arschloch und kann gehen.“ Und 
ein Sitzungsleiter forderte kürzlich 
in einer Gremiensitzung per „stiller 
Post“ (WhatsApp) einen 30jährigen 
Teilnehmer auf, sich an der Diskus-
sion zu beteiligen, damit auch mal 
jemand unter 65 zu Wort komme…
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